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56. Sitzung 

Bonn, den 13. November 1991 

Beginn: 13.00 Uhr 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, die Sitzung ist eröffnet. 

Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf: 

Fragestunde 
— Drucksache 12/1513 —

Wir kommen zunächst zu den Fragen aus dem Ge-
schäftsbereich des Bundesministers für Umwelt, Na-
turschutz und Reaktorsicherheit. 

Die Fragen 3 und 4 des Abgeordneten Harald 
B. Schäfer (Offenburg) sollen auf Wunsch des Frage-
stellers schriftlich beantwortet werden. Die Antworten 
werden als Anlage abgedruckt. 

Wir kommen dann zum Geschäftsbereich des Bun-
desministers der Justiz. Zur Beantwortung steht uns 
Herr Parlamentarischer Staatssekretär Dr. Göhner zur 
Verfügung. 

Ich rufe die Frage 5 des Abgeordneten Dr. Jürgen 
Meyer (Ulm) auf: 

In welchem Umfang haben Kündigungen wegen Eigenbe-
darfs nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 
14. Februar 1989 (1 BvR 308/88 u. a.) bundesweit zugenom-
men? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Dr. Reinhard Göhner, Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister der Justiz: Herr Kollege Meyer, der 
Bundesregierung liegen keine Zahlen über die Zu-
nahme der Eigenbedarfskündigungen nach dem er-
gangenen Urteil des Bundesverfassungsgerichts, auf 
das Sie abheben, vor. Die Justizstatistik erfaßt nur die 
Gesamtzahl der Wohnraummietprozesse, nicht ein-
mal die Zahl der Räumungsverfahren, aus der viel-
leicht Rückschlüsse zu ziehen wären. Es gibt also 
keine besondere Statistik für Eigenbedarfskündigun-
gen, jedenfalls nicht im Bereich der Justiz. 

Auf Grund der Erfahrungen der Verbände der 
Haus- und Grundeigentümer und des Deutschen Mie-
terbundes kann allerdings angenommen werden, daß 
im Jahre 1989 und wohl auch noch im vergangenen 
Jahr eine Zunahme von Eigenbedarfskündigungen zu 
verzeichnen war. Diese Welle soll inzwischen aller-
dings wieder abgeebbt sein. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Herr Kollege 
Meyer, eine Zusatzfrage. 

Dr. Jürgen Meyer (Ulm) (SPD): Herr Staatssekretär, 
könnten Sie die von Ihnen bestätigte Annahme, es 
habe eine Zunahme der Eigenbedarfskündigungen 
gegeben, irgendwie quantifizieren? 

Dr. Reinhard Göhner, Parl. Staatssekretär: Nein, 
Herr Kollege Meyer, das können wir nicht, und das 
können wohl auch die Organisationen, die uns als 
Beleg für diese Annahme dienen, nicht, weil es nach 
unserer Kenntnis keine konkrete Statistik über Eigen-
bedarfskündigungen gibt. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Eine weitere Zu-
satzfrage des Kollegen Meyer, bitte. 

Dr. Jürgen Meyer (Ulm) (SPD): Meine zweite Zu-
satzfrage bezieht sich auf die von Ihnen erwähnte Pro-
zeßstatistik. Halten Sie es für sinnvoll, festzustellen 
oder festzustellen zu versuchen, wie die Prozesse, 
über die es eine Statistik gibt, ausgegangen sind oder 
ausgehen werden, soweit es um Eigenbedarfskündi-
gungen geht? 

Dr. Reinhard Göhner, Parl. Staatssekretär: Herr Kol-
lege Meyer, ich glaube nicht, daß uns das weiterhel-
fen würde, weil etwa, wie Sie wissen, die Zahl der 
Prozesse, die durch einen Vergleich erledigt werden, 
nichts darüber aussagt, in welcher Richtung ein Ver-
gleich austariert wurde bzw. würde. 

Ich glaube, ein Rückschluß auf die Zahl der Eigen-
bedarfskündigungen und auf deren Entwicklung 
wäre sehr gewagt, wenn wir nur die Zahlen der Pro-
zesse zugrunde legten. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Eine weitere Zu-
satzfrage des Kollegen Struck. 

Dr. Peter Struck (SPD): Herr Staatssekretär, hält es 
die Bundesregierung denn für wünschenswert, ein-
mal eine solche Statistik aufstellen zu lassen, aus der 
sich ergibt, wie viele Eigenbedarfskündigungen es 
seit dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts gege-
ben hat? 

Dr. Reinhard Göhner, Parl. Staatssekretär: Herr Kol-
lege Struck, wenn es über die beiden letzten Jahre 
hinaus Anzeichen dafür gäbe, daß es bei der Zahl der 
Eigenbedarfskündigungen grundlegende Verände-
rungen gibt, könnte man darüber nachdenken. Aber 
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ich weise auf die Frage hin: Wie sollte eine solche 
Statistik erstellt werden können? Wir könnten uns in 
der Tat nur auf die Fälle beziehen, die zu einer ge-
richtlichen Auseinandersetzung führen. Ob das 
Schlußfolgerungen erlaubt, wage ich zu bezweifeln, 
weil ein großer Teil der Fälle, wie ich noch einmal 
sagen möchte, vorgerichtlich geklärt wird. Deshalb ist 
größte Vorsicht angeraten. 

Im übrigen müßten wir dann auch erwägen, ob eine 
solche Statistik nicht besonderer gesetzlicher Grund-
lagen bedürfte. Ich erinnere an entsprechende gesetz-
liche Grundlagen für Erhebungen anderer Art außer-
halb der Justiz, über die wir ja im Zusammenhang mit 
dem Mikrozensus, dem Volkszählungsurteil und der-
gleichen hier oft diskutiert haben. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Ich rufe nun die 
Frage 6 des Abgeordneten Dr. Jürgen Meyer auf: 

Hält die Bundesregierung eine Zunahme von Kündigungen 
infolge der Einschränkung von Kündigungsschutzrechten für 
politisch wünschenswert, oder erwägt sie eine gesetzliche Ein-
schränkung der gestärkten Position der Vermieter? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Dr. Reinhard Göhner, Parl. Staatssekretär: Die Bun-
desregierung, Herr Kollege Meyer, sieht in der Recht-
sprechung des Bundesverfassungsgerichts keine Ein-
schränkung von Kündigungsschutzrechten, sondern 
die konkrete Ausformung der Eigenbedarfskündi-
gung auf der Basis des Art. 14 des Grundgesetzes 
durch das hierzu berufene Gericht. Die Bundesregie-
rung akzeptiert dies und sieht davon ab, eine auf die-
ser Rechtsprechung etwa beruhende Zunahme von 
Kündigungen, über die wir eben gesprochen haben, 
als politisch wünschenswert oder unerwünscht einzu-
stufen. Wir respektieren diese Rechtsprechung. 

Wir lassen uns bei der Bewertung dieser Entwick-
lung auch von folgenden Erwägungen leiten: Erstens. 
Gegen mißbräuchliche Eigenbedarfskündigungen, 
wie sie natürlich immer wieder vorkommen und ge-
gen die gesetzliche Maßnahmen kaum etwas bewir-
ken können, sind die Mieter in jedem Falle geschützt. 
Das hat das Bundesverfassungsgericht in dem von 
Ihnen, Herr Kollege Meyer, genannten Urteil sowie in 
einer Reihe weiterer anderer Entscheidungen be-
tont. 

Zweitens. Auch bei den berechtigten Eigenbedarfs-
kündigungen sind die Mieter ja nicht schutzlos. Sie 
können vielmehr unter Berufung auf die mietrechtli-
che Sozialklausel, die jetzt erst recht Bedeutung hat, 
der Kündigung widersprechen und die Fortsetzung 
des Mietverhältnisses verlangen, wenn die Beendi-
gung des Mietverhältnisses für die Mieter oder ihre 
Familien eine nicht gerechtfertigte Härte bedeuten 
würde. Eine Härte liegt nach dem Gesetz eben auch 
vor — ich zitiere —, wenn angemessener Ersatzwohn-
raum zu zumutbaren Bedingungen nicht beschafft 
werden kann. 

Drittens ist noch darauf hinzuweisen, daß in Räu-
mungsrechtsstreitigkeiten den Mietern auf Grund der 
Zivilprozeßordnung eine den Umständen nach ange-
messene Räumungsfrist bis zu einem Jahr zusätzlich 
gewährt werden kann. 

Diese Schutzvorschriften vor allem der Sozialklau-
sel, aber auch der ZPO wirken sich nach der neueren 
Rechtsprechung, auf die Sie abheben, nach den da-
nach häufiger zulässigen Eigenbedarfskündigungen 
in stärkerem Maße zugunsten des Mieters aus; denn 
nach der früheren Rechtsprechung hatten die Eigen-
tümer realistische Chancen mit Eigenbedarfskündi-
gung nur, wenn sie selber in einer konkreten Bedarfs-
situation waren. Gegenüber einem solchen dringen-
den Eigenbedarf konnten die Mieter naturgemäß nur 
schwer überwiegende eigene Interessen zur Geltung 
bringen. Die Sozialklausel führte auf Grund dieser 
früheren Rechtsprechung dementsprechend ein 
Schattendasein. 

Jetzt, nach der neueren Rechtsprechung, wo eben 
vernünftige und nachvollziehbare Gründe für die Ei-
genbedarfskündigung ausreichen — wenn ich die 
Rechtslage zusammenfassend so beschreiben darf —, 
wiegen aber im Rahmen der Sozialklausel die entge-
genstehenden Interessen der Mieter bei der Abwä-
gung mit denen der Vermieter entsprechend schwe-
rer. Diese Wechselwirkung von Sozialklausel und Ei-
genbedarfskündigung in der gesetzlichen Konzeption 
des Mieterschutzes muß berücksichtigt werden; sie 
bewirkt, daß auch in Eigenbedarfsfällen die Interes-
sen der gekündigten Mieter zur Geltung kommen. 

Ich bitte um Nachsicht, daß ich etwas ausführlicher 
begründet habe; aber das sind die Erwägungen dafür, 
Herr Kollege Meyer, daß die Bundesregierung nach 
alledem nicht erwägt, eine Einschränkung der Posi-
tion der Vermieter gesetzlich vorzusehen. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Zusatzfrage, Herr 
Kollege. 

Dr. Jürgen Meyer (Ulm) (SPD): Herr Staatssekretär, 
ausgehend von der Feststellung, daß die Konkretisie-
rung von Grundrechten nicht zuletzt eine Aufgabe 
des Gesetzgebers ist, und ausgehend von Ihrer zutref-
fenden Feststellung, daß nach der hier interessieren-
den Entscheidung des Bundesverfassungsgerichtes 
vernünftige, nachvollziehbare Gründe ausreichend 
sind, um eine Eigenbedarfskündigung zu begründen, 
frage ich Sie: Halten Sie es für einen der von Ihnen 
angesprochenen Mißbrauchsfälle, die vom Gesetzge-
ber geregelt werden könnten, wenn eine Eigenbe-
darfskündigung erfolgreich durchgeführt wird und 
nach dem Auszug des Mieters dann doch kein naher 
Angehöriger des Vermieters, sondern ein Dritter mit 
einem Mietvertrag mit wesentlich höherer Miete in 
die Wohnung einzieht? 

Dr. Reinhard Göhner, Parl. Staatssekretär: Herr Kol-
lege Meyer, ich glaube, daß die Entscheidung über 
die Frage, was mißbräuchliche Nutzung ist, der Recht-
sprechung überlassen bleiben muß. Wenn wir versu-
chen würden, das im Wege der Gesetzgebung zu defi-
nieren, würde dies eigentlich bedeuten, daß wir nur 
bestimmte Einzelfälle berücksichtigen. Wir könnten 
das ohnehin nur begrenzt tun. Deshalb scheint mir der 
sinnvollere Weg zu sein, hier auf die Rechtsprechung 
zu setzen. Sie wissen ja, daß der Bundesgerichtshof 
hier auch bereits verschiedene Urteile gefällt hat. 

Das Entscheidende ist: wir bräuchten hier mögli-
cherweise dann zusätzliche gesetzliche Regelungen, 
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wenn wir die Sozialklausel nicht hätten. Aber durch 
die Wechselbeziehungen der Sozialklausel, die jetzt 
im Fall der Eigenbedarfskündigung ihre eigentliche 
Wirkung erlangt, sehen wir weitere gesetzgeberische 
Schritte nicht als erforderlich an, auch nicht für die 
von Ihnen erwähnte Gruppe von Fällen. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Herr Kollege 
Meyer, eine weitere Zusatzfrage? — Bitte. 

Dr. Jürgen Meyer (Ulm) (SPD): Entschuldigen Sie, 
Herr Staatssekretär, ich versuche nachzufassen, in-
dem ich präzise frage: Halten Sie die nach meinen 
Informationen deutlich zunehmende Zahl von Fällen, 
in denen wegen Eigenbedarfs gekündigt wird und 
sich nachträglich herausstellt, daß ein Eigenbedarf 
nicht besteht oder sogar nie bestand, nicht doch für 
gesetzlich regelungsbedürftig? 

Dr. Reinhard Göhner, Parl. Staatssekretär: Nein, 
Herr Kollege, wir halten das nicht für regelungsbe-
dürftig, weil wir meinen, daß der Mieterschutz dann 
über die Sozialklausel erreicht werden kann. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Herr Kollege Stieg-
ler, eine weitere Zusatzfrage? — Bitte. 

Ludwig Stiegler (SPD): Herr Staatssekretär, sind Sie 
mit mir der Meinung, daß jemand, der betrügerisch 
wegen Eigenbedarfs kündigt und damit Erfolg hat, 
hinterher schadenersatzpflichtig ist? 

Kann die Bundesregierung in ihrer Öffentlichkeits-
arbeit sowohl die Vermieter- als auch die Mieterseite 
verstärkt auf diese Umstände hinweisen, weil hier of-
fensichtlich häufig eine Fehlinformation bei den Be-
troffenen besteht? 

Dr. Reinhard Göhner, Parl. Staatssekretär: Herr Kol-
lege Stiegler, ich bin Ihnen dankbar für den Hinweis, 
der in Ihrer Frage steckt, daß ein solches Verhalten 
sehr wohl als Vertragsverletzung auch nach Vertrags-
ende noch Schadenersatzpflichten auslösen kann. Ich 
werde Ihre Anregung gern zum Anlaß nehmen zu prü-
fen, inwieweit wir darauf im Rahmen unserer Öff ent

-lichkeitsarbeit noch einmal hinweisen können. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, dies waren umfassende Fragen und umfas-
sende Antworten. In der Sache war das auch sicher 
richtig, aber ich möchte an die Regeln der Frage-
stunde erinnern: Die Fragen müssen kurz sein und 
eine kurze Beantwortung ermöglichen. Ich glaube al-
lerdings, wie gesagt, daß bei dem Thema, das wir 
gerade behandelt haben, unsere Vorgehensweise in 
Ordnung war. 

Ich bedanke mich sehr, Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär Dr. Göhner, für die Beantwortung der 
Fragen. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Arbeit und Sozialordnung auf. Alle Fragen aus die-
sem Bereich sollen schriftlich beantwortet werden. Es 
handelt sich um die Fragen 7 und 8 des Abgeordneten 
Adolf Ostertag sowie um die Fragen 9 und 10 des 
Abgeordneten Hans-Joachim Fuchtel. Die Antworten 
werden als Anlagen abgedruckt. 

Wir kommen damit zum Geschäftsbereich der Bun-
desministerin für Gesundheit. Zur Beantwortung steht 
uns die Parlamentarische Staatssekretärin Dr. Sabine 
Bergmann-Pohl zur Verfügung. 

Die Fragen 11 und 12 des Abgeordneten Wolf-
Michael Catenhusen sollen schriftlich beantwortet 
werden. Die Antworten werden als Anlage abge-
druckt. 

Wir kommen zu Frage 13 des Abgeordneten Klaus 
Kirschner: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die von Vertretern der Kas-
senärztlichen und Kassenzahnärztlichen Bundesvereinigung 
und der Bundesärztekammer erhobene Forderung, bei den be-
vorstehenden Honorarvereinbarungen mit den Krankenkassen 
den im Gesundheits-Reformgesetz festgelegten Grundsatz der 
Beitragsstabilität nicht zu beachten und damit das finanzielle 
Risiko einer Ausweitung der ärztlichen Leistungsmenge auf die 
Krankenkassen abzuwälzen, und welche Möglichkeiten sieht 
die Bundesregierung, insbesondere im Hinblick auf den bei den 
Ersatzkassen im II. Quartal 1991 festgestellten Anstieg der 
Menge der abgerechneten ärztlichen Leistungen um mehr als 
l0 v.  II.  die Selbstverwaltung der Ärzte und Krankenkassen zu 
einer Beachtung der gesetzlichen Regelungen zu veranlassen, 
um einen Anstieg der Beitragsbelastung der Versicherten und 
der Betriebe zu vermeiden? 

Frau Staatssekretärin, bitte sehr. 

Dr. Sabine Bergmann - Pohl, Parl. Staatssekretärin 
bei der Bundesministerin für Gesundheit: Herr Kol-
lege Kirschner, das Gesundheits-Reformgesetz ver-
pflichtet Krankenkassen und Leistungserbringer, in 
ihren Vergütungsvereinbarungen den Grundsatz der 
Beitragssatzstabilität zu beachten. 

Nach den mir vorliegenden Informationen ist ein 
zwischen der Kassenärztlichen Bundesvereinigung 
und dem Verband der Angestellten-Krankenkassen 
ausgehandelter Honorarvertrag auf Grund des An-
stiegs der Menge der abgerechneten ärztlichen Lei-
stungen im zweiten Quartal dieses Jahres nicht abge-
schlossen worden. Die Bundesregierung schließt dar-
aus, daß die Vertragspartner die gesetzlichen Vorga-
ben für die Vergütungsvereinbarungen bei ihrem 
Vertragsabschluß beachten wollen. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Eine Zusatzfrage 
des Abgeordneten Klaus Kirschner, bitte. 

Klaus Kirschner (SPD): Frau Staatssekretärin, ist 
Ihnen bekannt, daß die Rechtsaufsicht über die Kas-
senärztliche Bundesvereinigung und die Spitzenver-
bände der Krankenkassen vom Bundesministerium 
für Gesundheit wahrzunehmen ist, und gibt es des-
halb in Ihrem Haus Überlegungen, dieser Aufsichts-
pflicht nachzukommen und den Honorarvertrag der 
Ersatzkassen mit den Ärzten zu beanstanden? 

Dr. Sabine Bergmann - Pohl, Parl. Staatssekretärin: 
Herr Kollege Kirschner, der Vertragsentwurf liegt den 
für die Aufsicht zuständigen Fachabteilungen des Mi-
nisteriums vor. Wegen der kurz vor Abschluß des Ver-
trags bekanntgewordenen Mengenentwicklung ha-
ben die Krankenkassen den Vertrag nicht unter-
schrieben. Man muß jetzt abwarten, welche Änderun-
gen am Vertragstext noch vorgenommen werden. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Eine weitere Zu-
satzfrage des Abgeordneten Kirschner. 



4646 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode — 56. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 13. November 1991 

Klaus Kirschner (SPD): Frau Staatssekretärin, ich 
frage noch einmal: Wenn durch den Abschluß dieses 
Vertrags der im Gesundheits-Reformgesetz festge-
legte Grundsatz der Beitragsstabilität gefährdet wird, 
wird dann das Bundesgesundheitsministerium seine 
Rechtsaufsichtspflicht wahrnehmen und diesen Ver-
trag beanstanden? 

Dr. Sabine Bergmann -Pohl, Parl. Staatssekretärin: 
Ich gehe davon aus, Herr Kollege Kirschner. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Zusatzfrage des 
Kollegen Haack, bitte. 

Karl Hermann Haack (Extertal) (SPD): Frau Staats-
sekretärin, teilt die Bundesregierung die Einschät-
zung von Ärztevertretern, daß der sprunghafte An-
stieg der Menge der abgerechneten ärztlichen Lei-
stungen in den Monaten April, Mai und Juni auf eine 
außergewöhnliche Grippewelle zurückzuführen sei, 
und welche Konsequenzen sind nach Auffassung der 
Bundesregierung aus dieser Entwicklung zu ziehen? 

(Gerhard O. Pfeffermann [CDU/CSU]: 
Grippe wird verboten!) 

Dr. Sabine Bergmann -Pohl, Parl. Staatssekretärin: 
Herr Kollege, dieser Mengenanstieg ist bisher von 
niemandem plausibel erklärt worden. Es ist aus unse-
rer Sicht nur schwer vorstellbar, daß dafür allein medi-
zinische Gründe ausschlaggebend waren. Die Kas-
senärztliche Bundesvereinigung und die Krankenkas-
sen versuchen zur Zeit, die Ursachen festzustellen. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Vielen Dank. 
Ich rufe Frage 14 des Abgeordneten Klaus Kirschner 

auf: 

Wie hoch ist nach den der Bundesregierung vorliegenden sta-
tistischen Daten das Durchschnittseinkommen der niedergelas-
senen Ärzte und Zahnärzte im Vergleich zu anderen Freien 
Berufen, zum Durchschnittseinkommen der Arbeitnehmer so-
wie im internationalen Vergleich, und welche Einkommensun-
terschiede bestehen zwischen den verschiedenen Arztgruppen, 
insbesondere zwischen Hausärzten und Fachärzten? 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Parl. Staatssekretärin: 
Herr Kollege Kirschner, die im Jahre 1990 veröffent-
lichten Ergebnisse der Kostenstrukturerhebung des 
Statistischen Bundesamtes weisen für 1987 für die nie-
dergelassenen Ärzte einen Reinertrag je Praxisinha-
ber in Höhe von 176 500 DM und für die niedergelas-
senen Zahnärzte von 195 064 DM aus. Das durch-
schnittliche Bruttoeinkommen aus unselbständiger 
Arbeit betrug 1987 47 541 DM. Damit lag das Durch-
schnittseinkommen der Ärzte beim 3,7fachen und das 
Durchschnittseinkommen der Zahnärzte beim 
4, 1fachen des durchschnittlichen Arbeitnehmerein-
kommens. 

Nach einer im Jahre 1989 veröffentlichten Untersu-
chung des Max-Planck-Instituts für Gesellschaftsfor-
schung ergeben sich für ausgewählte OECD-Länder, 
bezogen auf das Jahr 1982, folgende Werte hinsicht-
lich der Relation des Durchschnittseinkommens der 
Ärzte zum Durchschnittseinkommen der Arbeitneh-
mer: In den USA lag das Ärzteeinkommen beim 
5, 1fachen, in der Bundesrepublik beim 4,9fachen, in 
Frankreich beim 3,3fachen, in Dänemark beim 
2,8fachen, in Großbritannien beim 2,4fachen, in 

Schweden beim 2,lfachen und in Belgien beim 
1,8fachen des Arbeitnehmereinkommens. 

In der Gruppe der Freiberufler lagen gemäß der 
Einkommensteuerstatistik für 1986 die Zahnärzte mit 
einem durchschnittlichen Jahreseinkommen von 
225 900 DM an der Spitze der Freiberufler. Die Ärzte 
nahmen mit einem Jahreseinkommen von 
195 500 DM hinter den Wirtschaftsprüfern den dritten 
Rang ein. 

Allerdings ist darauf hinzuweisen, daß zwischen 
den und innerhalb der einzelnen Arztgruppen erheb-
liche Einkommensunterschiede bestehen. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Eine Zusatzfrage 
des Kollegen Kirschner. 

Klaus Kirschner (SPD): Frau Staatssekretärin, ge-
rade beim letzteren möchte ich anfangen und Sie fra-
gen: Können Sie dem Haus mitteilen, wie nun die Ein-
kommen dieser einzelnen Ärztefachgruppen ausse-
hen? 

Dr. Sabine Bergmann -Pohl, Parl. Staatssekretärin: 
Herr Kollege Kirschner, ich bin dazu in der Lage; ich 
kann Ihnen die Zahlen zu einzelnen Fachgruppen 
vorlesen. Radiologen/Nuklearmediziner liegen bei ei-
nem durchschnittlichen Einkommen von 259 800 DM, 
dagegen Kinderärzte bei einem durchschnittlichen 
Einkommen von 138 800 DM. Möchten Sie noch wei-
tere Fachgruppen hören? 

(Klaus Kirschner [SPD]: Ja! — Dr. Peter 
Struck [SPD]: Ja, sicher!) 

— Dann lese ich alles vor. Ich fragte nur, Herr Präsi-
dent, weil Sie vorhin darauf hingewiesen haben, daß 
kurze Antworten gegeben werden sollen. 

Die Orthopäden liegen bei 241 200 DM, die 
Augenärzte bei 233 000 DM, die HNO-Ärzte bei 
215 900 DM, die Urologen bei 200 000 DM, die Haut-
ärzte bei 193 600 DM, die Chirurgen bei 180 000 DM, 
die Internisten bei 184 400 DM, die Neurologen bei 
174 500 DM, die Gynäkologen bei 170 400 DM, die 
Allgemeinärzte bei 141 400 DM und, wie gesagt, die 
Kinderärzte bei 138 800 DM. Das Durchschnittsein-
kommen der Fachärzte beträgt 192 600 DM, das aller 
Ärzte 170 900 DM. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Weitere Zusatz-
frage des Kollegen Kirschner, bitte. 

Klaus Kirschner (SPD): Frau Staatssekretärin, durch 
die Gesundheitsreform werden die Versicherten be-
kanntlich in einer Größenordnung von 7 bis 8 Milliar-
den DM belastet. Vor dem Hintergrund Ihrer Antwort 
würde ich doch einmal gerne wissen: Welchen Beitrag 
leisten im Vergleich dazu die Leistungserbringer, ins-
besondere Ärzte und Zahnärzte, zur finanziellen Sta-
bilisierung der gesetzlichen Krankenversicherung? 

(Zuruf von der SPD: Keinen!) 

Dr. Sabine Bergmann -Pohl, Parl. Staatssekretärin: 
Herr Kollege Kirschner, die Größenordnung von 7 bis 
8 Milliarden DM ist wahrscheinlich etwas über-
schätzt. Aber den Belastungen der Versicherten ste-
hen auch Leistungsverbesserungen gegenüber, vor 
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allem die durch das Gesundheits-Reformgesetz ein-
geführten Leistungen für Schwerpflegebedürftige. 
Dafür ist ein Ausgabevolumen von mehreren Milliar-
den DM vorgesehen. 

Auf der Seite der Leistungserbringer ist insbeson-
dere das durch die Arzneimittelfestbeträge realisierte 
Einsparvolumen quantifizierbar. Versicherte und 
Krankenkassen werden durch die bisher festgelegten 
Festbeträge um ca. 1 Milliarde DM pro Jahr entla-
stet. 

Einsparungen, die im Bereich der ärztlichen und der 
zahnärztlichen Versorgung erreicht werden sollen, 
sind bisher noch nicht überall realisiert worden, weil 
die Selbstverwaltung der Ärzte und Krankenkassen 
das im GRG vorgesehene Instrumentarium erst in An-
sätzen umgesetzt hat. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Eine weitere Zu-
satzfrage des Kollegen Karl Hermann Haack. 

Karl Hermann Haack (Extertal) (SPD): Frau Staats-
sekretärin, wir sprechen, um die Einnahmen und Aus-
gaben im Honorarbereich in den Griff zu bekommen, 
von dem sogenannten Honorardeckel. Meine Frage 
dazu: Teilt die Bundesregierung die von den Vertre-
tern der Ärzte und Zahnärzte geäußerte Auffassung, 
die medizinische Versorgung müsse eingeschränkt 
werden, wenn der Honorardeckel beibehalten 
werde? 

Dr. Sabine Bergmann - Pohl, Parl. Staatssekretärin: 
Herr Kollege, der Beg riff „Honorardeckel" erweckt 
einen falschen Eindruck, als ob nämlich die Honorare 
der Ärzte und Zahnärzte eingefroren wären. Das Ge-
genteil ist der Fall: Der Grundsatz der Beitragssatzsta-
bilität sieht vor, daß die von den Krankenkassen zu 
zahlenden Gesamthonorarsummen im Gleichschritt 
mit den Löhnen und Gehältern der Versicherten an-
steigen. Allerdings soll die Honorarsumme auch nicht 
stärker als Löhne und Gehälter steigen. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Frau Staatssekretä-
rin, vielen Dank für die Beantwortung der Fragen und 
der Zusatzfragen. Wir sind damit am Ende des Ge-
schäftsbereichs des Bundesministers für Gesundheit. 

Ich rufe nun den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Verkehr auf. Zur Beantwortung steht uns der 
Parlamentarische Staatssekretär Dr. Dieter Schulte 
zur Verfügung. Alle Fragen sollen aber schriftlich be-
antwortet werden. Es handelt sich um die Frage 15 
des Abgeordneten Simon Wittmann (Tännesberg), die 
Fragen 16 und 17 der Abgeordneten Dr. Maria Böh-
mer und die Fragen 18 und 19 der Abgeordneten Elke 
Ferner. Die Antworten werden als Anlagen abge-
druckt. Damit ist auch dieser Geschäftsbereich behan-
delt. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundesmi-
nisters für Post und Telekommunikation. Zur Beant-
wortung steht uns Herr Parlamentarischer Staatsse-
kretär Wilhelm Rawe zur Verfügung. 

Ich rufe Frage 20 des Abgeordneten Josef Vosen 
auf : 

Welches Ergebnis hatte das zwischen dein Bundesminister für 
Wirtschaft, Jürgen W. Möllemann, und dem Parlamentarischen 
Staatssekretär im Bundesministerium für Post und Telekommu-

nikation, Wilhelm Rawe, über die geplante Auftragsvergabe des 
Starts des DFS 3 „Kopernikus" an die Firma McDonnell-Doug-
las geführte Gespräch, und wann genau fand es statt? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Wilhelm Rawe, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Post und Telekommunikation: Herr Kollege 
Vosen, ich habe am Rande der Kabinettssitzung vom 
16. Oktober 1991 dem Bundesminister für Wirtschaft, 
Herrn Jürgen Möllemann, lediglich davon Mitteilung 
gemacht, daß die Entscheidung der Deutschen Bun-
despost TELEKOM zur Auftragsvergabe des Starts 
des DFS 3 an die Firma McDonnell-Douglas vor der 
Veröffentlichung stehe. Ich habe ihm dabei auch mit-
geteilt, daß der Bundesminister für Post und Telekom-
munikation nach der geltenden Sach- und Rechtslage 
keinen Grund sieht, diese Entscheidung zu beanstan-
den. 

Ich habe ihn ferner darauf hingewiesen, daß die 
Auftragsvergabe auch vor dem Hintergrund der Er-
klärung der Mitgliedstaaten der ESA über die Präfe-
renzierung von Arianespace-Angeboten von 1990 
nicht zu beanstanden ist. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Zusatzfrage des 
Kollegen Vosen? — Bitte. 

Josef Vosen (SPD): Herr Staatssekretär, hat Ihr Kol-
lege Möllemann Ihre Auskunft in irgendeiner Weise 
kommentiert? Können Sie dazu Auskünfte erteilen? 

Wilhelm Rawe, Parl. Staatssekretär: Wir haben 
beide den Sachverhalt nicht als so wichtig angesehen 
— jedenfalls habe ich es nicht getan — , daß es einer 
weiteren Kommentierung bedurft hätte. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Eine Zusatzfrage 
des Kollegen Vosen. 

Josef Vosen (SPD): Stellte sich für Sie, da wir ja bei 
diesem Projekt offenbar ein günstigeres Angebot als 
bei dem von der Bundesrepublik mitfinanzierten Trä-
gersystem Ariane 5 hatten, nicht die Frage, ob das 
System Ariane 5 von uns überhaupt noch so gefördert 
werden müßte, wie es geschieht? 

Wilhelm Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
diese Frage kann sich sicherlich nicht im Zusammen-
hang mit dem Gespräch mit dem Kollegen Möllemann 
gestellt haben. Wenn, dann hätte sie sich schon im 
Vorfeld stellen müssen. Aber im Vorfeld hat sie sich 
ebenfalls nicht gestellt. 

Es gibt gleich noch eine Reihe von anderen Fragen, 
Herr Präsident, die genau diesen Tatbestand zu erhel-
len versuchen. Herr Kollege, wenn Sie damit einver-
standen sind, werde ich die Frage dann gerne beant-
worten. 

(Josef Vosen [SPD]: Okay!) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Eine Zusatzfrage 
des Kollegen Fischer, bitte. 

Lothar Fischer (Homburg) (SPD): Herr Staatssekre-
tär, wir haben ja das Raumfahrtaufgabenübertra-
gungsgesetz und die Öffnungsklausel. Inwieweit füh-
len Sie sich überhaupt verpflichtet, dem Raumfahrt- 
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aufgabenübertragungsgesetz beizutreten und Ihren 
Beitrag zu leisten? 

Wilhelm Rawe, Parl. Staatssekretär: Alles, was in 
diesem Gesetz geregelt ist, ist ja hier nicht in irgend-
einer Form beeinträchtigt worden. Deswegen ver-
stehe ich den Zusammenhang mit der ursprünglichen 
Frage nicht. Nachher fragen weitere Kollegen aus Ih-
rer Fraktion danach, ob die Vergabe in der richtigen 
Weise erfolgt ist. Sie ist in der richtigen Weise erfolgt, 
wie ich später noch darlegen werde. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Ich rufe nun die 
Frage 21 des Abgeordneten Josef Vosen auf: 

Welches Ergebnis hatte die im Vorfeld der Auftragsvergabe 
über den Satellitenstart DFS 3 „Kopernikus" zwischen zwei 
Staatssekretären der Bundesregierung (welchen?) und der 
Firma ARIANESPACE im Winter 1990/91 geführte Unterredung 
über die beabsichtigte Vergabe des Starts des DFS 3 „Koperni-
kus" an die Firma ARIANESPACE? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Wilhelm Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Vosen, der Bundesregierung liegen nach bisherigem 
Kenntnisstand keine Informationen darüber vor, daß 
zwischen zwei Staatssekretären und der Firma 
ARIANESPACE im Winter 1990/91 eine Unterredung 
zur Vergabe des Starts des DFS 3 stattgefunden hat. 

Ich habe versucht, mich noch weiter sachkundig zu 
machen. Die Mitarbeiter unseres Hauses haben auch 
bei ARIANESPACE nachgefragt. Mittels einer Fax-
Mitteilung vom 12. November ist uns von dort eben-
falls mitgeteilt worden, daß es solche Verhandlungen 
nicht gegeben hat, sondern daß die Verhandlungen 
einzig und allein mit dem Vertragspartner Deutsche 
Bundespost TELEKOM stattgefunden haben. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Eine Zusatzfrage 
des Kollegen Vosen, bitte. 

Josef Vosen (SPD): Es ist ja so, daß es ein sogenann-
tes Technologiekabinett geben soll oder auch gibt, in 
dem einige Mitglieder der Regierung diese ganzen 
Aktivitäten koordinieren. Hat diese Runde überhaupt 
getagt, und, wenn ja, hat es dabei nicht irgendwann 
auch einmal eine Aussprache darüber gegeben, daß 
Aufträge der verschiedenen Ressorts nach Möglich-
keit gebündelt werden sollen und über die DARR, die 
Deutsche Agentur für Raumfahrtangelegenheiten, 
dann eventuell in die Gesamtproblematik dieses Be-
reiches einfließen sollen? 

Wilhelm Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
seien Sie mir nicht böse; aber ich erkenne nun wirk-
lich keinen Sachzusammenhang mit der von Ihnen 
zuerst gestellten Frage mehr. Aber wenn der Präsi-
dent es gestattet, beantworte ich Ihnen natürlich 
gerne auch diese Frage. 

Es hat selbstverständlich im zuständigen Staatsse-
kretärsausschuß ein Gespräch darüber gegeben. Da-
bei hat der beamtete Staatssekretär unseres Hauses 
die Sach- und Rechtslage dargestellt. Damit war das 
Gespräch beendet. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Eine weitere Zu-
satzfrage des Kollegen Vosen. 

Josef Vosen (SPD): Herr Staatssekretär, Sie erken-
nen zwar keinen Zusammenhang mit meiner ur-
sprünglichen Frage; aber Sie sagen, es habe kein Ge-
spräch zwischen zwei Staatssekretären darüber gege-
ben oder es sei Ihnen nicht bekannt. Deswegen hatte 
ich die Hoffnung, daß es dann wenigstens an der 
Stelle, die von Amts wegen dafür zuständig ist, diese 
Gespräche gegeben hat. Daraus resultiert meine 
Frage. Aber ich erkenne, daß Sie darauf keine Ant-
wort geben können. 

Wilhelm Rawe, Parl. Staatssekretär: O nein! Herr 
Kollege, Sie haben gefragt, ob es zwischen zwei 
Staatssekretären und der Firma Arianespace Gesprä-
che gegeben habe. So steht es wörtlich in Ihrer Frage. 
Darauf habe ich exakt die Antwort gegeben, daß nach 
meinem Kenntnisstand, nach dem Kenntnisstand der 
Bundesregierung und nach Auskunft von ARIANE-
SPACE keine solchen Gespräche stattgefunden ha-
ben. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Eine Zusatzfrage 
des Kollegen Peter Struck. 

Dr. Peter Struck (SPD): Herr Staatssekretär Rawe, 
sind Sie sich bei Ihrer Antwort ganz sicher, wenn Sie 
berücksichtigen, daß die Bundesregierung meines 
Wissens etwa 60 bis 70 Staatssekretäre hat? 

Wilhelm Rawe, Parl. Staatssekretär: Lieber Herr 
Kollege Struck, Sie können sich vorstellen, daß ich mir 
große Mühe gegeben und bei den übrigen Häusern 
nachgefragt habe. Da ich dann nachher noch bei 
ARIANESPACE nachgefragt habe und mir von dort 
eine solche Auskunft erteilt wurde, kann ich von eini-
germaßen gesicherten Grundlagen ausgehen. Ich 
habe bewußt die Grundlagen meiner Nachforschun-
gen dargestellt, damit hier kein falscher Eindruck ent-
stehen kann. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Eine weitere Zu-
satzfrage des Kollegen Siegmar Mosdorf. 

Siegmar Mosdorf (SPD): Herr Präsident, ich möchte 
in diesem Zusammenhang gern nachfragen. Herr 
Staatssekretär, Sie haben eben so großen Wert darauf 
gelegt, daß es kein Gespräch zwischen den zwei 
Staatssekretären der Bundesregierung und der Firma 
ARIANESPACE gegeben hat. Darf ich fragen, ob es 
denn ein Gespräch zwischen den beiden Staatssekre-
tären gegeben hat? 

Wilhelm Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
ich habe darauf gar keinen Wert gelegt. Ich habe dem 
Kollegen Vosen lediglich die Antwort gegeben, daß 
nach meinem Erkenntnisstand zwischen den beiden 
Staatssekretären — wobei mir immer noch nicht be-
kannt ist, welche das sein sollen — und der Firma ARI-
ANESPACE — es war noch eingeschränkt auf den 
Winter 1991/92 — keine Gespräche stattgefunden ha-
ben. Ich bin ganz sicher mit Ihnen der Auffassung, daß 
zwischen den Staatssekretären der Bundesregierung 
viele Gespräche stattgefunden haben. Aber wenn die 
Frage so eingeschränkt gestellt wird, sehen Sie mir 
bitte nach: Ich kann nicht alle Staatssekretäre befra-
gen, wann, wo und wie sie welche Gespräche geführt 
haben. 
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Vizepräsident Helmuth Becker: Weitere Zusatz-
frage des Kollegen Lothar Fischer. 

Lothar Fischer (Homburg) (SPD): Herr Staatssekre-
tär, ich hätte gern gewußt, ob der Staatssekretärsaus-
schuß, der eingerichtet worden ist, informiert worden 
ist und ob die DARA informiert worden ist. Dann habe 
ich gehört, daß das Bundeskanzleramt gesagt hat, 
man möchte das Angebot sehen, und wenn das Ange-
bot auf dem Tisch liege, werde man entscheiden. In-
wieweit waren Staatssekretärsausschuß, DARA und 
Bundeskanzleramt bei der Entscheidung in dieser 
Frage überhaupt involviert, und wem liegt das Ange-
bot vor? 

Wilhelm Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
ich will es gern wiederholen. Ich hatte ausdrücklich 
gesagt, daß der zuständige beamtete Staatssekretär 
meines Hauses in dem zuständigen Staatssekretärs-
ausschuß die Sach- und Rechtslage vorgetragen hat 
und daß es danach keine Beanstandungen gab. Ich 
will Ihnen auch gerne im Vorgriff auf die anderen Fra-
gen sagen, daß es sich hier um einen Vergabevorgang 
nach der VOL handelt und daß dabei Ihre Zusatzfra-
gen, wer sonst noch beteiligt sein soll — DARA etc. —, 
überhaupt keine Rolle spielen. Hier handelt ein wirt-
schaftlich selbständiges Unternehmen, nämlich die 
Deutsche Bundespost TELEKOM, für sich verantwort-
lich. Wir haben im Rahmen der Rechtsaufsicht ledig-
lich zu prüfen, ob die Verdingungsordnung eingehal-
ten worden ist. Sie ist eingehalten worden. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Ich muß in diesem 
Zusammenhang nochmals sagen: Unsere Richtlinien 
für die Fragestunde sehen vor, daß eine Zusatzfrage 
gestellt wird, nicht fünf auf einmal. 

Nun kommen wir zur nächsten Frage, der Frage 22 
des Abgeordneten Siegmar Mosdorf : 

Welches ist der genaue rechtliche Vertrags- bzw. Verhand-
lungsstatus des von der Deutschen Bundespost TELEKOM ins 
Auge gefaßten Starts des DFS 3 „Kopernikus" durch die Firma 
McDonnell-Douglas im Herbst 1992? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Wilhelm Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Präsident, 
wenn der Herr Kollege Mosdorf einverstanden ist, 
würde ich seine beiden Fragen wegen des Sachzu-
sammenhangs gerne zusammen beantworten. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Herr Kollege Mos-
dorf. 

Siegmar Mosdorf (SPD): Ja, damit bin ich einver-
standen. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Dann rufe ich die 
Frage 23 des Abgeordneten Siegmar Mosdorf auf: 

Welches sind die genauen Parameter der konkurrierenden 
Angebote für den Start des DFS 3 „Kopernikus" der Firmen 
McDonnell-Douglas und ARIANESPACE (Termin, Einschußge-
nauigkeit, Lebensdauer, Zuverlässigkeit des Trägersystems, 
Kosten, Umrüstungsnotwendigkeiten usw.), und wie sind diese 
bewertet worden? 

Wilhelm Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Mosdorf, als wirtschaftlich selbständiges Sonderver-
mögen des Bundes hat die Deutsche Bundespost TE-
LEKOM den Vertrags- bzw. Verhandlungsstatus ei-
nes öffentlichen Auftraggebers, der im Rechtsverkehr  

im eigenen Namen handelt. Gemäß § 22 Nr. 6 der 
Verdingungsordnung für Leistungen, Teil A, der auch 
für den öffentlichen Auftraggeber Deutsche Bundes-
post TELEKOM gilt, sind u. a. mit Rücksicht auf die 
Geschäftsinteressen der Bieter die Angebote auch 
nach dem Zuschlag insgesamt vertraulich zu behan-
deln. Angaben zu den Angeboten der Firmen 
McDonnell-Douglas und ARIANESPACE sowie de-
ren Bewertung sind deswegen in der Öffentlichkeit 
nicht möglich. Ich kann aber hinzufügen, daß sowohl 
die Preisgestaltung als auch die Festlegung des Zeit-
fensters für den Start so gravierend auseinanderfielen, 
daß es der Deutschen Bundespost TELEKOM nicht 
möglich war, das bessere Angebot abzulehnen. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Zusatzfrage des 
Kollegen Mosdorf. 

Siegmar Mosdorf (SPD): Herr Staatssekretär, wenn 
Sie das nach der entsprechenden VOL hier nicht öf-
fentlich machen können, können Sie dann zusagen, 
mir Ihre Kriterien für die Entscheidung schriftlich zur 
Verfügung zu stellen? 

Wilhelm Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
ich will Ihnen, soweit mir die Deutsche Bundespost 
TELEKOM die Angebotsunterlagen zur Verfügung 
stellt, sogar gerne vertraulich Einblick gewähren, 
aber bitte vertraulich. Warum eigentlich nicht? Das ist 
ein ganz normaler Vorgang. Aber Sie haben Ver-
ständnis, daß ich das nur im Wege der Vertraulichkeit 
tun kann. 

(Siegmar Mosdorf [SPD]: Ja! Vielen Dank, 
Herr Präsident!) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Zusatzfrage des 
Kollegen Lothar Fischer. 

Lothar Fischer (Homburg) (SPD): Herr Staatssekre-
tär, trifft es zu, daß durch den Start mit der Delta-
Rakete eine Umrüstung stattfinden mußte, die 3 Mil-
lionen DM gekostet hat? 

Wilhelm Rawe, Parl. Staatssekretär: Das kann ich 
nicht beurteilen. Das ist für die Entscheidung der TE-
LEKOM wahrscheinlich auch nicht interessant. Die 
TELEKOM hat sich danach entschieden, wo sie das 
bessere Angebot bekommen hat. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Ich rufe jetzt die 
Frage 24 des Abgeordneten Lothar Fischer auf: 

Welche Stellen in der Bundesrepublik Deutschland waren an 
der in verschiedenen Presseveröffentlichungen wiedergegebe-
nen Entscheidung der Deutschen Bundespost TELEKOM, den 
Kommunikationssatelliten DFS 3 „Kopernikus" nicht von der 
europäischen Firma ARIANESPACE, sondern von der amerika-
nischen Firma McDonnell-Douglas starten zu lassen, beteiligt, 
und wie sahen die Stellungnahmen, insbesondere des Bundes-
ministers für Post und Telekommunikation, des Bundesministers 
für Forschung und Technologie, des Staatssekretärs-Ausschus-
ses Raumfahrt, des Koordinators für die Luft- und Raumfahrt im 
Bundesministerium für Wirtschaft und der Deutschen Agentur 
für Raumfahrtangelegenheiten (DARA) aus? 

Wilhelm Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Fischer, bei einem Einkaufswettbewerb der öffentli-
chen Hand — so auch der Deutschen Bundespost TE-
LEKOM — trifft die Vergabestelle eigen- und allein-
verantwortlich die Zuschlagsentscheidung gemäß § 2 
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Nr. 2 und gemäß § 25 Nr. 3 der Verdingungsordnung 
für Leistungen, Teil A. Stellungnahmen anderer Stel-
len wurden hierzu nicht abgegeben. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Zusatzfrage des 
Kollegen Fischer. 

Lothar Fischer (Homburg) (SPD): Herr Staatssekre-
tär, welche Gründe veranlaßten die TELEKOM, das 
Postministerium, so zu entscheiden, und wurden bei 
dem erforderlichen Leistungsvergleich Faktoren wie 
Einschußgenauigkeit, Lebensdauer und Zuverlässig-
keit des Trägersystems in angemessener Weise be-
rücksichtigt? 

Wilhelm Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
die Firma Deutsche Bundespost TELEKOM verfügt 
über genügend sachverständige Mitarbeiter, um 
diese Fragen eigenverantwortlich entscheiden zu 
können. Das hat sie getan. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Eine weitere Zu-
satzfrage des Kollegen Fischer. 

Lothar Fischer (Homburg) (SPD): Herr Staatssekre-
tär, können Sie uns hier einmal Angaben dazu ma-
chen, wie groß die Lebensdauer des Satelliten Koper-
nikus 3 ist, a) bei einem Start mit der Delta-Rakete und 
b) bei einem Start mit Ariane 4? 

Wilhelm Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
das kann ich so wenig wie Sie, weil unser beider 
Angaben nur auf Schätzungen beruhen können. Sie 
wissen so gut wie ich, daß die geschätzte Lebensdauer 
etwa zwischen 10 und 13 Jahren liegt. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Eine weitere Zu-
satzfrage des Kollegen Josef Vosen. 

Josef Vosen (SPD): Herr Staatssekretär, ist Ihnen 
— bei all der Eigenständigkeit und Selbständigkeit, 
die Sie hier vortragen und die ich Ihrem Fachressort 
nicht absprechen möchte — nicht klar, daß die Bun-
desregierung, der Sie angehören, die Raumfahrtakti-
vitäten in unserem Lande bündeln will, daß sie dazu 
eigens eine Organisation namens DARA geschaffen 
hat und daß wir Sie mit unseren Fragen daran erin-
nern wollen, daß es diese Organisation gibt und daß 
Sie sich ihrer auch bedienen sollten? 

Wilhelm Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
das ist mir sicherlich klar. Aber ich bin mir gar nicht 
mehr ganz darüber im klaren, ob Ihnen klar ist, ob Sie 
sich, wenn Sie die Frage in dieser pressiven Art stel-
len, noch auf dem richtigen Weg befinden. Darüber 
sollten Sie bitte auch nachdenken. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Eine Zusatzfrage 
des Kollegen Gerhard O. Pfeffermann. 

Gerhard O. Pfeffermann (CDU/CSU): Herr Staats-
sekretär, könnten Sie an dieser Stelle vielleicht doch 
einmal zum Ausdruck bringen, daß es der Politik der 
Bundesregierung natürlich nicht entspricht, daß es zu 
einer solchen Entscheidung gekommen ist, und die 
Bundesregierung mit Sicherheit bedauert, daß ARI-
ANESPACE vom Angebot her offensichtlich nicht in 
der Lage war, im Wettbewerb, was sowohl den Zeit-

punkt als auch die Preislage anlangt, zu bestehen, und 
daß gerade dieser Vorgang Anlaß sein müßte, alle 
erdenklichen Maßnahmen zu ergreifen, damit sich 
ARIANESPACE bei gleicher Ausgangslage in Zu-
kunft wieder als wettbewerbsfähig erweist? 

Wilhelm Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Pfeffermann, ich will Ihnen zunächst bestätigen, daß 
sich die Firma ARIANESPACE durchaus auch auf an-
deren Wettbewerbsmärkten tummelt. So ist mir be-
kanntgeworden, daß allein zehn ARIANE-Starts von 
Amerika aus schon vergeben und weitere drei in Auf-
trag gegeben worden sind. Mit Blick darauf kann man 
dann über die Wettbewerbssituation meinetwegen 
gerne so nachdenken, wie Sie das jetzt tun. 

Ich will aber in Anbetracht der Nachfragen, die 
manche der Kollegen hier gestellt haben, einmal die 
ESA-Erklärung von 1990 verlesen, damit deutlich 
wird, worum es geht. In der ESA-Erklärung steht: 

Die Teilnehmer kommen überein, bei der Auf-
stellung und Durchführung ihrer nationalen Pro-
gramme den Träger ARIANE zu berücksichtigen 
und seiner Verwendung den Vorrang zu geben, 
sofern dies im Vergleich zu anderen jeweils ver-
fügbaren Trägerraketen oder Raumtransport-
systemen nicht einen unvertretbaren Nachteil 
hinsichtlich der Kosten, Zuverlässigkeit und Mis-
sionstauglichkeit darstellt. 

Ich bestätige Ihnen gern, daß unsere Nachprüfung 
ergeben hat, daß die Deutsche Bundespost TELEKOM 
auch dies berücksichtigt hat. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Eine weitere Zu-
satzfrage der Frau Kollegin Ilse Janz. 

Ilse Janz (SPD): Herr Staatssekretär, trifft es zu, daß 
der DFS 3 mit einer Delta-Rakete früher gestartet wer-
den kann und daß deshalb das Angebot der 
ARIANESPACE mit einem Malus von 15 Millionen 
DM versehen wurde? 

Wilhelm Rawe, Parl. Staatssekretär: Ich kann Ihnen 
die Details des Angebots nicht vortragen, weil ich sie 
nicht präsent habe. 

(Ilse Janz [SPD]: Darum geht es aber 
doch!) 

— Vielleicht hören Sie mich einmal in Ruhe an, Frau 
Kollegin. — Ich habe vorhin gesagt, nach meiner 
Kenntnis hat es gravierende Unterschiede wegen der 
Festlegung des Zeitfensters für den Start und wegen 
des Preises gegeben. Ich habe dem Kollegen, der da-
nach gefragt hat, gesagt, daß er bei mir über die wei-
teren Einzelheiten des Angebots gerne vertraulich 
Auskunft erhalten kann. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Ich rufe jetzt 
Frage 25 des Kollegen Lothar Fischer (Homburg) 
auf: 

Welche Vorkehrungen gedenkt die Bundesregierung zu tref-
fen bzw. hat sie getroffen, um eine künftige Entscheidung über 
die Vergabe eines deutschen Satellitenstarts politisch so zu or-
ganisieren, daß der politisch Verantwortliche die Entscheidung 
auch wirklich trifft bzw. verantworten kann? 

Wilhelm Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Fischer, entsprechend dem vorher Gesagten können 
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Vergabeentscheidungen nicht unter anderen als ver-
gabebezogenen Aspekten gemäß § 25 Nr. 3 der Ver-
dingungsordnung für Leistungen, Teil A, getroffen 
werden. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Eine Zusatzfrage 
des Kollegen Fischer. 

Lothar Fischer (Homburg) (SPD): Herr Staatssekre-
tär, inwieweit verträgt sich denn die Entscheidung der 
TELEKOM mit der Öffnungsklausel, wonach Auf-
träge in diesem Bereich nur unter ganz bestimmten 
Umständen in das nichteuropäische Ausland verge-
ben werden dürfen? Denn wir müssen doch sehen, 
daß wir an der Finanzierung der Entwicklung der 
Ariane-4-Rakete mit 22 % beteiligt sind. 

Wilhelm Rawe, Parl. Staatssekretär: Wenn sich die 
Signatarstaaten des ESA-Abkommens ausdrücklich 
darauf verständigt haben, daß keinem eine unzumut-
bare Belastung aufgebürdet werden kann, frage ich 
mich wirklich, warum Sie darauf insistieren wollen, 
obwohl ich Ihnen sehr deutlich sage, daß es eine so 
große Differenz bei dem Angebot gegeben hat. Ich 
verstehe das nicht. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Eine weitere Zu-
satzfrage des Kollegen Fischer. 

Lothar Fischer (Homburg) (SPD): Herr Staatssekre-
tär, wenn Sie von der großen Differenz reden und vor-
her zugegeben haben, daß Sie das Angebot gar nicht 
kennen, dann wundere ich mich, daß Sie diese Aus-
sage — es habe eine große Differenz gegeben — 
überhaupt machen können. 

Aber meine Frage lautet: Inwieweit vergibt die 
amerikanische Regierung staatlich geförderte Satelli-
tenaufträge an außeramerikanische Unternehmen? 
Vielleicht können Sie mir diese Frage beantworten. 

Wilhelm Rawe, Parl. Staatssekretär: Ich habe Ihnen 
vorhin ganz deutlich gesagt — ohne auf Einzelheiten 
des Angebots eingehen zu wollen — , daß es einen 
Unterschied gegeben hat beim Zeitfenster und hin-
sichtlich 25 % des Preises. Präziser kann ich das kaum 
beantworten. 

Ich habe weiter gesagt, im übrigen sei die 
ARIANESPACE ja durchaus auf dem amerikanischen 
Markt im Wettbewerb; denn sie habe mittlerweile 
zehn amerikanische Aufträge, und drei weitere seien 
in der Verhandlung. Damit wird wohl deutlich, daß 
auch die amerikanische Seite durchaus Aufträge an 
die Firma ARIANESPACE — im Gegensatz zu der 
Meinung, die Sie haben — vergibt. 

Herr Pfeffermann war so freundlich zu fragen, ob 
das denn auch alles im Zusammenhang mit einem 
gesunden Wettbewerb stehe. Ich bejahe diese Frage 
gerne noch einmal. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Ich rufe nunmehr 
Frage 26 der Frau Abgeordneten Ilse Janz auf: 

Welche politischen Grundsätze im Sinne des § 25 des Geset-
zes zur Neustrukturierung des Post- und Fernmeldewesens und 
der Deutschen Bundespost sieht der Bundesminister für Post und 
Telekommunikation mit der beabsichtigten Auftragsvergabe 

des Starts des DFS 3 „Kopernikus" an die Firma McDonnell-
Douglas gewahrt bzw. hinsichtlich des Angebots der Firma 
ARIANESPACE nicht gewahrt? 

Wilhelm Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Präsident, 
wenn Frau Kollegin Janz einverstanden ist, möchte 
ich beide Fragen gerne im Zusammenhang beantwor-
ten. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Die Fragestellerin 
ist einverstanden. Dann rufe ich auch die Frage 27 der 
Abgeordneten Ilse Janz auf: 

Welche Rolle hat bei der Entscheidung der Deutschen Bun-
despost TELEKOM, den Start des DFS 3 „Kopernikus" an die 
Firma McDonnell-Douglas zu vergeben, der politische Grund-
satz gespielt, daß die Bundesrepublik Deutschland sich im Rah-
men der europäischen Weltraumorganisation (ESA) verpflichtet 
hat, bei deutschen Satellitenstarts die von der Bundesrepublik 
Deutschland im Rahmen der Beiträge an die ESA geförderte 
Trägerrakete Ariane zu bevorzugen, und wer ist nach Auffas-
sung der Bundesregierung in der Bundesrepublik Deutschland 
an diesen Grundsatz gebunden? 

Wilhelm Rawe, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin 
Janz, bei der Vergabeentscheidung für eine Start-
rakete handelt es sich um eine nach den Vergabevor-
schriften des Bundes — hier der Verdingungsordnung 
für Leistungen — durchzuführende Einzelfallent-
scheidung des wirtschaftlich selbständigen und ei-
genverantwortlich handelnden Postunternehmens 
Deutsche Bundespost TELEKOM. Politische Zielvor-
gaben im Sinne des § 25 des Postverfassungsgeset-
zes, die nach dem Wortlaut dieser Bestimmung mittel-
bzw. langfristiger Art sind, scheiden im vorliegenden 
Fall aus. 

Im Zusammenhang mit der Beschaffung von Trä-
gerraketen u. a. für Fernmeldesatelliten ist die Erklä-
rung der ESA-Mitglieder auf Regierungsebene aus 
dem Jahre 1990 über die Behandlung von Angeboten 
der ARIANESPACE von Bedeutung. Ich habe vorher 
den entscheidenden Passus dieser Erklärung schon 
vorgetragen. 

Nach dieser Erklärung ist es gestattet, einen ande-
ren Träger zu beschaffen, sofern die angebotene 
Ariane-Rakete im Vergleich zu anderen angebotenen 
Trägern insgesamt einen unvertretbaren Nachteil 
darstellen würde. Die Deutsche Bundespost TELE-
KOM hat diese ESA-Erklärung bei ihrer Entscheidung 
beachtet. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Eine Zusatzfrage 
der Frau Kollegin Janz. 

Ilse Janz (SPD): Herr Staatssekretär, inwieweit ist 
denn diese Entscheidung mit den Intentionen des 
Raumfahrtaufgabenübertragungsgesetzes verein-
bar?  

Wilhelm Rawe, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, 
das ist nicht die entscheidende Frage. 

(Ilse Janz [SPD]: Vielleicht sollten Sie es mir 
überlassen, was ich wissen möchte!) 

— Aber Sie werden mir freundlicherweise überlassen, 
was ich Ihnen antworte. 

(Ilse Janz [SPD]: Aber vielleicht dann so, daß 
man das auch verstehen kann!) 
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Das will ich gerade tun. Auch wenn es Ihnen nicht 
gefällt, bleibe ich dabei, daß hier ein Wettbewerbsvor-
gang vorliegt. Hier ist ordentlich ausgeschrieben wor-
den und nach der Ausschreibung entschieden wor-
den. Wenn Sie das beanstanden wollen, kann ich da-
gegen keine Einwendungen erheben, aber Sie wer-
den mir doch gestatten, daß ich hier deutlich mache, 
daß hier korrekt nach Gesetz und Ordnung entschie-
den worden ist. 

(Ilse Janz [SPD]: Die Fragen waren unzurei- 
chend beanwortet!) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Eine Zusatzfrage 
des Kollegen Josef Vosen. 

Josef Vosen (SPD): Herr Staatssekretär, ich er-
kenne, daß Sie eine reine Lehre von der Marktwirt-
schaft vertreten, was an und für sich zu begrüßen ist. 
Ist Ihnen bekannt, daß die amerikanische Rakete in 
einem hohen Maße über Militärforschung der Verei-
nigten Staaten subventioniert ist, und ist Ihnen be-
kannt, daß die ARIANE, das europäische Modell, 
durch hohe Zuschüsse der europäischen Staaten fi-
nanziert ist und daß die freie Marktwirtschaft bei die-
sen beiden Raketensystemen eigentlich kaum noch in 
Rede ist? Sie reden jetzt von freiem Wettbewerb. Jetzt 
kommt meine Frage: Wie kommen Sie dazu, bei sol-
chen Systemen von freiem Wettbewerb zu reden, und 
kann ich daraus, daß die ARIANE teurer ist, schließen, 
daß wir die Zuschüsse für die ARIANE erhöhen müs-
sen? 

Vizepräsident Helmuth Becker: Herr Kollege Vo-
sen, das waren fünf Fragen in einer. An sich ist das 
nicht zulässig. 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Wilhelm Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Vosen, ich habe versucht, die Hintergründe zu be-
leuchten, warum die Entscheidung der TELEKOM so 
und nicht anders gefallen ist. Es ist gar nicht Aufgabe 
des Bundesministers für Post und Telekommunika-
tion, in diese Entscheidung einzugreifen, wenn er 
feststellen muß, daß sie nach den gegebenen gesetz-
lichen Vorschriften ordnungsgemäß erfolgt ist. Dies 
habe ich Ihnen jetzt in vielen Variationen dargetan, 
und ich bitte Sie wirklich noch einmal ganz herzlich, 
darüber nachzudenken, was eigentlich dieser ganze 
Fragenkomplex bedeutet, wenn Sie in dieser Form 
eine ordnungsgemäß getroffene Entscheidung so in 
Frage stellen wollen. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Eine weitere Zu-
satzfrage des Kollegen Lothar Fischer. 

Lothar Fischer (Homburg) (SPD): Herr Staatssekre-
tär, finden Sie es nicht ein bißchen seltsam, wenn wir 
hier als Parlamentarier nachfragen, wie das Angebot 
ist und was dabei berücksichtigt worden ist, und Sie 
antworten, Sie kennen die Einzelheiten nicht genau, 
was die Faktoren Einschußgenauigkeit und Lebens-
dauer angeht, und meinem Kollegen Vosen antwor-
ten, daß Sie das alles in aller Akribie bearbeitet und 
beschlossen haben, aber uns und auch dem Staatsse-
kretärsausschuß überhaupt nichts vorliegt, der DARA 
nichts vorliegt und auch dem Bundeskanzleramt of-

fensichtlich nichts vorliegt, wie sich aus der Auskunft 
ergab. 

Auf der anderen Seite ist bekannt, daß die ARIANE 
einen Weltmarktanteil von über 50 %) bei den kom-
merziell hochgeschossenen Satelliten hat. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Herr Kollege Fi-
scher, dies ist Fragestunde, keine Vortragsstunde. 

Lothar Fischer (Homburg) (SPD): Ich komme jetzt 
zur Frage: Liefern Sie das Angebot mal ab: Wie sieht 
das aus mit der Einschußgenauigkeit, mit der Lebens-
dauer; sind Sie dazu bereit, oder wollen Sie etwas ver-
tuschen? 

Wilhelm Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Fischer, ich bestätige Ihnen gern — ich sage jetzt aus-
drücklich: sehr gern — , daß ich die Art der Fragestel-
lung mit Ihnen in der Tat als seltsam empfinde, weil 
Sie versuchen, mich in einer Weise zu interpretieren, 
zu der Ihnen meine Ausführungen keinen Anlaß ga-
ben. 

Ich habe gesagt, ich kann Einzelheiten des Ange-
bots hier in der Öffentlichkeit nicht unterbreiten. Der 
erste Fragesteller, der Kollege Mosdorf, hat sich sofort 
damit einverstanden erklärt, daß ich ihm im Wege der 
Vertraulichkeit die Einzelheiten dieses Angebotes 
darlegen werde. Nun seien Sie doch bitte so liebens-
würdig, mir nicht zu unterstellen, ich wollte etwas ver-
tuschen. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Vielen Dank, Herr 
Staatssekretär. Wir sind damit am Ende Ihres Ge-
schäftsbereichs. 

Wir kommen nunmehr zum Geschäftsbereich des 
Bundesministers für Forschung und Technologie. Alle 
drei Fragen sollen schriftlich beantwortet werden. Sie 
sind vom Kollegen Simon Wittmann (Tännesberg) und 
von der Frau Kollegin Renate Jäger gestellt. Es han-
delt sich um die Fragen 28, 29 und 30. Die Antworten 
werden als Anlagen abgedruckt. 

Nun kommen wir zum Geschäftsbereich des Bun-
desministers für wirtschaftliche Zusammenarbeit. Zur 
Beantwortung steht uns der Herr Parlamentarische 
Staatssekretär Hans-Peter Repnik zur Verfügung. 

Ich rufe Frage 31 des Abgeordneten Dr. Ingomar 
Hauchler auf: 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß die Kreditanstalt 
fur Wiederaufbau an die staatliche chinesische Schiffahrtsge-
sellschaft Cosco für einen Schiffsbau-Antrag an deutsche Werf-
ten einen Kredit in Höhe von mindestens 600 Mio. DM gewährt 
mit einer Laufzeit von über zehn Jahren und einem subventio-
nierten Zinssatz von unter 4% (also Sonderkonditionen, wie sie 
in der Regel nur im Rahmen entwicklungspolitischer Zusam-
menarbeit für Schwellenländer üblich sind), und wie verträgt 
sich diese Kreditsubvention mit den Erklärungen der Bundesre-
gierung, wonach für sie Demokratie und Menschenrechte ent-
scheidende Kriterien der wirtschaftlichen Zusammenarbeit mit 
Entwicklungsländern sind? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Hans- Peter Repnik, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit: Herr 
Präsident! Über das Vorhaben ist noch nicht endgültig 
entschieden. Es handelt sich dabei um eine Finanzie-
rung im Rahmen des 8. Werfthilfeprogramms, für das 
innerhalb der Bundesregierung der Bundesminister 
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für Wirtschaft — nicht der Bundesminister für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit — zuständig ist. Bei der 
Entscheidungsfindung hat auch eine Rolle gespielt, 
daß zwei Drittel des genannten Auftragsvolumens auf 
Firmen in den neuen Bundesländern entfallen. 

Die beabsichtigte Lieferung von drei Container-
schiffen in die Volksrepublik China hat einen Auf-
tragswert von 604 Millionen DM und soll zu 90 d. h. 
für rund 544 Millionen DM, über einen Hermes-ver-
bürgten Finanzkredit der Kreditanstalt für Wiederauf-
bau finanziert werden. Durch einen Zinszuschuß soll 
der Zinssatz auf 3,5 % per anno gesenkt werden. 

Was die Situation von Demokratie und Menschen-
rechten angeht, so richtet sich die Bundesregierung 
auch in ihrer entwicklungspolitischen Zusammenar-
beit mit der Volksrepublik China nach den von Bun-
desminister Spranger dem Parlament vorgelegten Kri-
terien. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Zusatzfrage, Herr 
Kollege Hauchler. 

Dr. Ingomar Hauchler (SPD): Herr Staatssekretär, 
ich habe diese Frage im Hinblick darauf gestellt, daß 
hier einem Land offensichtlich Sonderkonditionen ge-
währt werden, das sich schwerer Menschenrechtsver-
letzungen schuldig macht, und ich frage mich: Stimmt 
die Bundesregierung solche Sonderkonditionen für 
derartige Länder nicht zwischen den Ressorts ab, und 
müssen die Grundsätze — in bezug auf Sonderkondi-
tionen — , die für die entwicklungspolitische Zusam-

menarbeit gelten, nicht genauso für Sonderkonditio-
nen gelten, die im Rahmen eines anderen Ressorts 
gewährt werden, denn ich könnte mir vorstellen, daß 
ein Land wie China nicht unterscheidet, aus welchen 
Ressorts die Sondermittel aus der Bundesrepublik 
kommen? 

Hans -Peter Repnik, Parl. Staatssekretär: Herr Präsi-
dent! Wenn Sie es gestatten und der Fragesteller da-
mit einverstanden ist, würde ich die Bantwortung die-
ser Frage gern in die Beantwortung der Frage 32 ein-
beziehen, da sie genau auf diese Fragestellung des 
Kollegen Hauchler abzielt. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Herr Kollege 
Hauchler, Ihr Fragerecht würde dadurch nicht beein-
trächtigt. Sind Sie einverstanden? 

(Dr. Ingomar Hauchler [SPD]: Ja!) 

— Dann rufe ich Frage 32 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Ingomar Hauchler auf : 

War der Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
über dieses Vorhaben informiert und/oder in die Beratungen 
über die Kreditvergabe eingeschaltet, und ist sein Etat (Einzel-
plan 23) davon betroffen? 

Bitte. 

Hans -Peter Repnik, Parl. Staatssekretär: Herr Kol-
lege Hauchler, das Bundesministerium für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit war im Rahmen des üblichen 
Verfahrens bei Werfthilfefinanzierungen beteiligt 
und hat bei den bisherigen Beratungen des Vorha-
bens im Hermes-Ausschuß auf Arbeitsebene mitge-
wirkt. Mittel des Bundesministeriums für wirtschaft-

liche Zusammenarbeit, d. h. Mittel des Einzel-
plans 23, sind bei diesem Vorhaben nicht betroffen. 

Nun konkret zu Ihrer Zusatzfrage. Hier kommt das 
Werfthilfeprogramm zum Tragen. Es zielt ja nicht zu-
letzt darauf ab, den notleidenden Werften in Nord-
deutschland, und zwar im westlichen Teil wie im öst-
lichen Teil, zu helfen und dafür eben nicht Entwick-
lungshilfemittel zu verwenden, wenngleich die Kon-
ditionen sich hier ähneln. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Herr Kollege 
Hauchler, bitte. 

Dr. Ingomar Hauchler (SPD): Herr Staatssekretär, 
gehe ich dann richtig in der Annahme, daß immer in 
den Fällen, in denen Aufträge für die neuen Bundes-
länder in Frage stehen, die Grundsätze der Men-
schenrechtspolitik und der Demokratisierungspolitik 
der Bundesregierung weniger Anwendung finden? 

Hans-Peter Repnik, Parl. Staatssekretär: Nein, Herr 
Kollege Hauchler. Ich muß mich wiederholen: Wir 
haben es hier mit einem Programm zu tun, daß in 
erster Linie innenpolitische Wirkung, und zwar im 
Hinblick auf Hilfe für die Werften, und nicht außen-
oder gar entwicklungspolitische Wirkung hat. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Eine weitere Zu-
satzfrage, Herr Kollege Hauchler. 

Dr. Ingomar Hauchler (SPD): Herr Staatssekretär, 
hat das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit Kenntnis von weiteren derartig „weichen 
Krediten", die an China oder Indien oder andere Län-
der vergeben werden, die unter dem Gesichtspunkt 
der Menschenrechte und der Rüstung problematisch 
sind, und von weiteren derartigen Vorhaben? 

Hans -Peter Repnik, Parl. Staatssekretär: Nach all 
dem, was sich für mich aus der Aktenlage ergibt, sind 
mir persönlich — zumindest zur Zeit — weitere Vor-
haben nicht bekannt. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Eine weitere Zu-
satzfrage des Kollegen Hauchler. 

Dr. Ingomar Hauchler (SPD) : Der Bundestag hat im 
Oktober einen Beschluß gefaßt, wonach die Zusam-
menarbeit mit China auf eine Zusammenarbeit be-
grenzt werden soll, die unmittelbar, direkt der Bevöl-
kerung zugute kommt und die sich auf Umwelt- und 
Reformprogramme bezieht. Hier werden Container-
schiffe zu Sonderkonditionen mit finanziert. Wie kön-
nen Sie diese beiden Gesichtspunkte zusammenbrin-
gen, immer unter der Prämisse, daß nicht entschei-
dend ist, aus welchen Etats der Bundesrepublik etwa 
finanziert wird, sondern welche Wirkung das Handeln 
der Bundesregierung auf ein Land wie China hat? 

Hans-Peter Repnik, Parl. Staatssekretär: Herr Kol-
lege Hauchler, wir haben uns bisher immer sehr sorg-
fältig an den Beschluß des Deutschen Bundestages 
gehalten und werden dies auch in der Zukunft tun. 
Aber diese Prüfung bezieht sich auf Mittel, die wir im 
Rahmen der entwicklungspolitischen Zusammenar-
beit leisten und die im Rahmen des Einzelplans 23, 
also des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zu- 
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sammenarbeit, zum Tragen kommen, und nicht auf 
andere Mittel. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Letzte Zusatzfrage 
des Kollegen Hauchler. 

Dr. Ingomar Hauchler (SPD): Also dann wird die 
Bundesrepublik offenbar für ihre Menschenrechts-
politik nur Mittel der wirtschaftlichen Zusammenar-
beit einsetzen, und die anderen Ressorts sind von die-
ser Politik nicht betroffen. 

Hans-Peter Repnik, Parl. Staatssekretär: So kann 
man dies nicht sehen; das ist jetzt Ihre persönliche 
Interpretation. Diese Kriterien, auf die Sie sich jetzt in 
besonderem Maße beziehen, wurden bei uns im 
Ministerium erarbeitet und dem Parlament von Bun-
desminister Spranger so vorgestellt. Wir können nur 
im Rahmen unserer eigenen Verantwortung handeln, 
und dies haben wir getan. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Zusatzfrage des 
Kollegen Christoph Matschie. 

Christoph Matschie (SPD): Herr Staatssekretär, 
auch wenn diese hier vergebenen Mittel aus einem 
mehr innenpolitisch angelegten Ressort stammen: 
Hält es das BMZ für glaubwürdig, wenn einerseits in 
der Entwicklungshilfe für China wegen massiver 
Menschenrechtsverletzungen Mittel gekürzt werden 
— wenn auch in bescheidenem Umfang — , aber an-
dererseits erhebliche Kredite zu Entwicklungshilf e-
konditionen an das gleiche Land vergeben werden? 
Hält das BMZ das für eine glaubwürdige Politik der 
Bundesregierung? 

Hans -Peter Repnik, Parl. Staatssekretär: Herr Kol-
lege Matschie, ich habe zu Beginn meiner Beantwor-
tung der Frage des Kollegen Hauchler darauf auf-
merksam gemacht, daß diese Frage noch nicht end-
gültig entschieden ist. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Letzte Zusatzfrage 
des Kollegen Hans-Joachim Fuchtel. 

Hans-Joachim Fuchtel (CDU/CSU): Herr Staatsse-
kretär, fällt nicht auch Ihnen auf, daß die ursprüngli-
chen Fragen hier von einem süddeutschen Kollegen 
eingebracht wurden und nicht von norddeutschen 
Kollegen, die sich immer darum bemühen, daß mehr 
Aufträge für die Werftindustrie abfallen? 

Hans-Peter Repnik, Parl. Staatssekretär: Ich habe 
dies nicht zu kommentieren. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Vielen Dank. Wir 
sind damit am Ende der Fragen aus dem Geschäftsbe-
reich des Bundesministers für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit; denn die Frage 33 des Abgeordneten Jür-
gen Augustinowitz soll schriftlich beantwortet wer-
den. Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. — Herr 
Staatssekretär Repnik, wir bedanken uns. 

Ich rufe jetzt den Geschäftsbereich des Bundesmi-
nisters des Innern auf. Zur Beantwortung steht uns 
Herr Parlamentarischer Staatssekretär Eduard Lintner 
zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 51 des Abgeordneten Hans-Jo-
achim Otto auf. — Der Abgeordnete ist nicht im Saal. 
Es wird damit nach den Richtlinien für die Frage-
stunde verfahren. 

Die Fragen 52 und 53 des Abgeordneten Rudolf 
Bindig sollen schriftlich beantwortet werden. Das glei-
che gilt für die Frage 54 des Abgeordneten Robert 
Antretter, der eben zwar einmal hier war, inzwischen 
aber nicht mehr anwesend ist und eine schriftliche 
Beantwortung wünscht. Die Antworten werden als 
Anlagen abgedruckt. 

Damit sind wir am Ende auch dieses Geschäftsbe-
reichs. Herr Staatssekretär, wir bedanken uns, daß Sie 
uns hier trotzdem zur Beantwortung zur Verfügung 
gestanden haben. 

Wir kommen jetzt zum Geschäftsbereich des Bun-
desministers der Finanzen. Nach den mir vorliegen-
den Unterlagen ist die Frage 58 des Abgeordneten 
Klaus Harries zurückgezogen worden. Die Fragen 59 
und 60 des Abgeordneten Dr. Hartmut Soell sollen 
schriftlich beantwortet werden. Dasselbe gilt für die 
Frage 61 des Abgeordneten Ludwig Stiegler. Die Ant-
worten werden als Anlagen abgedruckt. 

Es müßte jetzt die Frage 55 des Abgeordneten Ro-
bert Antretter aufgerufen werden, der aber nicht im 
Saal ist und genauso wie bei seiner Frage zum vorher-
gehenden Geschäftsbereich uni schriftliche Beant-
wortung gebeten hat. Die Antwort wird als Anlage 
abgedruckt. 

Jetzt bleiben aus diesem Geschäftsbereich nur noch 
die Fragen 56 und 57 des Abgeordneten Claus Jäger 
übrig. Der ist aber nicht im Saal. Deswegen muß eben-
falls nach den Regeln der Geschäftsordnung für die 
Fragestunde verfahren werden. Damit ist auch dieser 
Geschäftsbereich erledigt. 

Herr Staatssekretär, ich bedanke mich dafür, daß 
Sie hier waren. Die soeben geschilderte Situation hat 
nun aber ergeben, daß Sie jetzt nicht mehr zu Wort 
kommen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, damit 
sind wir am Ende der Fragestunde. 

Ich rufe nunmehr auf: 

Aktuelle Stunde 
Situation von Studium und Lehre im geeinten 
Deutschland 

Die Fraktion der SPD hat eine Aktuelle Stunde zu 
diesem Thema verlangt. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Abge-
ordnete Eckart Kuhlwein. 

(Ingrid Roitzsch [Quickborn] [CDU/CSU]: 
Wer ist das denn?) 

Eckart  Kuhlwein (SPD): — Sie werden mich gleich 
kennenlernen, Frau Kollegin. 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! In der vergangenen Woche erreichte uns die 
Alarmmeldung, daß die Hochschulen den Öffnungs-
beschluß aufkündigen wollen. Für eine Reihe zusätz-
licher Studienfächer soll der harte Numerus clausus 
eingeführt werden. Zehntausende von Studierenden 
werden nicht mehr das Fach ihrer Wahl, möglicher- 
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weise werden sie überhaupt nicht mehr studieren 
können. 

Zur Erinnerung: Dieser Öffnungsbeschluß geht auf 
den früheren Bundesbildungsminister Helmut Rohde 
und auf Bundeskanzler Helmut Schmidt zurück, die 
1977 mit den Regierungschefs der Länder vereinbar-
ten, daß weitere Zulassungsbeschränkungen vermie-
den und bestehende Beschränkungen soweit wie 
möglich abgebaut werden sollten. Die Voraussetzun-
gen dafür sollten durch eine erschöpfende und mög-
lichst flexible Nutzung der vorhandenen und der noch 
geplanten Ausbildungskapazitäten sowie durch be-
sondere Zusatzlastmaßnahmen geschaffen werden. 
Wenn man den Hochschulrektoren glauben will, sind 
diese Bemühungen jetzt endgültig gescheitert. 

Auf der anderen Seite erleben wir gegenwärtig im 
Hochschulbereich eine gewaltige Bildungsexpan-
sion. Immer mehr junge Menschen wollen immer 
mehr lernen. Ihr Verhalten entspricht auch dem, was 
die Arbeitsmarktforscher an Bedarf für die nächsten 
20 Jahre voraussagen. Meine Damen und Herren, wir 
sollten uns über dieses Bildungsverhalten freuen, und 
wir sollten endlich die politischen Konsequenzen dar-
aus ziehen. 

Die Bundesregierung hat sich in den vergangenen 
Jahren bemüht, durch eigene Programme die Lage an 
den Hochschulen zu entspannen. Jetzt zeigt sich aller-
dings, daß diese Sonderprogramme bei weitem nicht 
ausgereicht haben, um die strukturellen Veränderun-
gen im Bildungsverhalten aufzufangen. Herr Mölle-
mann ist zu kurz gesprungen. 

(Zuruf von der SPD: Genau! — Zuruf von der 
FDP: Na! Na! Na!) 

Da gleichzeitig den Ländern in ihrer Finanzausstat-
tung die Daumenschrauben angelegt wurden, konn-
ten sie auch ihre eigenen Anstrengungen nicht ver-
stärken. Wir erlauben uns, die Bundesregierung 
daran zu erinnern, daß unsere Fraktion Jahr für Jahr 
zusätzliche Mittel für den Hochschulbau gefordert 
hat. 

Ich nehme den Kündigungsbrief der Hochschulrek-
toren als letzte Warnung an die Politik, endlich ihre 
Pflicht zu tun. Es wäre allerdings um so glaubwürdi-
ger, wenn die Hochschulen auch die dringend not-
wendige Reform der inneren Strukturen anpackten. 

(Sehr richtig! bei der FDP) 

Der Öffnungsbeschluß von 1977 fordert nämlich nicht 
nur staatliche Anstrengungen, sondern auch eine 
Überarbeitung der Studien- und Prüfungsordnungen 
mit dem Ziel, sie von entbehrlichem Stoff zu entlasten 
und das Studium so zu organisieren, daß es innerhalb 
der Regelstudienzeit abgeschlossen werden kann. 

(Sehr richtig! bei der FDP) 

Wie wir wissen, ist die Dauer der Studienzeit seitdem 
immer länger geworden. Auch die Bemühungen der 
Kultusministerkonferenz und der Bund-Länder-Kom-
mission haben bisher keine spürbaren Erfolge gezei-
tigt. 

Vielleicht sollten es manche Hochschullehrer mit 
einem größeren Engagement in der Lehre versuchen. 
Wenigstens für die nächsten schwierigen Jahre sollte  

es möglich sein, Aktivitäten außerhalb der Hochschu-
len etwas einzuschränken und sich auf die große Zahl 
der Studierenden zu konzentrieren. Ich könnte mir 
auch vorstellen, daß als Solidarbeitrag der Hochschul-
lehrer zunächst bis 1995 das Lehrdeputat von 8 auf 
10 Stunden angehoben wird. Dann würden wir viel-
leicht eine Ist-Zahl von 7 Stunden erreichen. Ich habe 
mir sagen lassen, daß in einem großen Bundesland 
von den 8 Stunden Deputat im Durchschnitt nur 
5,6 Stunden gegeben werden. Wenn das so stimmt, ist 
das ein mittlerer Skandal, den wir alle kritisieren soll-
ten und bei dem wir alle Remedur schaffen sollten. 
Solche Maßnahmen würden jedenfalls zusätzliche 
Lehrangebote bedeuten. 

Von der Bundesregierung erwarte ich, daß sie die 
Initiative zu einem Runden Tisch ergreift, bei dem 
Bund, Länder und Hochschulen — aus den Hochschu-
len wieder alle Gruppen, nämlich Professoren, Mittel-
bau und Studierende — zusammenkommen, um zu 
verhindern, daß aus der Ankündigung der Hochschul-
rektorenkonferenz ein Flächenbrand wird. An diesem 
Tisch könnte über einen Hochschulentwicklungsplan 
2000, über die notwendige Evaluierung der Hoch-
schulen auch im Westen, vielleicht unter Beteiligung 
von Unternehmensberatungsfirmen, über eine Straf-
fung der Studiengänge, über ein Strukturprogramm 
zur Verbesserung der Lehre und über den entlasten-
den Einsatz von modernen Lerntechnologien gespro-
chen werden. 

Meine Damen und Herren, der Bund kann sich die-
ser Verantwortung nicht entziehen. Ich weiß, daß sol-
che Anstöße im komplizierten Bund-Länder-Gefüge 
schwierig umzusetzen sind. Aber die Bundesregie-
rung hat dafür zu sorgen, daß im Prozeß der deutschen 
Einigung der Hochschulbereich nicht Schaden nimmt. 
Wir brauchen viele gut ausgebildete junge und er-
wachsene Menschen, wenn die gemeinsame Bundes-
republik zu einer ökologischen und sozialen Demo-
kratie ausgestaltet werden soll. 

Herr Ortleb, Sie können sich um die gesamtstaatli-
che Verantwortung dafür nicht drücken. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, ich erteile jetzt unserem Kollegen Alois Graf 
von Waldburg-Zeil das Wort. 

Alois Graf von Waldburg-Zeil (CDU/CSU): Herr Prä-
sident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die 
heutige Aktuelle Stunde gibt Anlaß, im Geflecht der 
Bund-Länder-Bildungskompetenzen neue Entwick-
lungslinien anzudenken. Hier einige Punkte; Frak-
tionskollegen werden sie dann noch vertiefen. 

Erstens. Wie zu erwarten, hat die Befreiung von den 
Zwangsbildungswegen in den neuen Ländern sowohl 
zur Zunahme des Wunsches geführt, die Hochschul-
reife zu erwerben, als auch — wie eine Studierquote 
von 78 % der Abiturienten des Jahrgangs 1990 
zeigt — zu der Bereitschaft, ein Studium zu beginnen. 
Auch in den alten Ländern ist der Trend zum Abitur 
ungebrochen, wenn auch die Studierquote der 70er 
Jahre nicht wieder voll erreicht wurde. 
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Bevor ich die Probleme dieser Situation anspreche, 
möchte ich meiner Freude darüber Ausdruck geben, 
daß die Freiheit, seinen Bildungsweg zu wählen, nun 
auch in den neuen Ländern gilt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

Zweitens. Änderungen im Bildungsverhalten ge-
hen natürlich schneller vonstatten, als die Strukturen 
angepaßt werden können. Die Reaktion des tertiären 
Bereichs auf Engpaßsituationen endet leicht in Zu-
gangsbeschränkungen. Abgesehen von dem Bemü-
hen, das Studienplatzangebot zu verbessern, wozu 
der Bund ja auch im Rahmen des Hochschulbaufinan-
zierungsgesetzes bereit ist, gibt es andere und bessere 
Wege. Die Antwort liegt im Wie der Zugangsbe-
schränkungen. Sie kann ebenso gerecht wie geistlos 
durch Verlosung vorgenommen werden, sie kann an 
Leistungskriterien gebunden werden. Sie kann aber 
auch dadurch erfolgen, daß dem Bewerber dafür bes-
sere Beurteilungskriterien an die Hand gegeben wer-
den, welche Chancen er im angestrebten Fach haben 
wird. 

Gerade die erhebliche Zahl von Studienabbrechern 
belegt die Notwendigkeit einer solchen Beratung im 
Interesse des einzelnen Studierwilligen. 

Für die Studienstauregelung gilt dasselbe wie für 
den Verkehr: Eine intelligente Verkehrslenkung im 
Sinne von Information erspart die Fehl- und Warte-
wege. Die Institution, die eine solche Verkehrslen-
kung beim Studierwilligen vornimmt, darf nicht dieje-
nige sein, die den bisherigen Bildungsweg beobachtet 
hat, nämlich die Schule, sondern es muß die Hoch-
schule als diejenige Einrichtung sein, die einen Über-
blick über die künftig zu durchlaufenden Bildungs-
wege hat. 

Drittens. Ein Hochschulwesen, das von 30 % oder 
mehr eines Altersjahrgangs nachgefragt wird, ist ein 
anderes als eines, in dem eine kleine Minderheit stu-
diert. Das bedeutet aus meiner Sicht die Gliederung 
des tertiären Bereichs in die sehr unterschiedlichen 
Nachfragegruppen und die starke Ausweitung der 
Fachhochschulen, insbesondere in den neuen Län-
dern, die diese Möglichkeit noch zuwenig kennen, 
weshalb die Nachfrage hierfür noch weit unter der in 
den alten Ländern liegt, und tertiäre Ausbildungs-
gänge im dualen System wie z. B. die baden-württem-
bergischen Berufsakademien. Dies führt nicht nur zu 
berufsspezifischen und praxisorientierten Studien-
gängen, sondern zugleich zu einer Verkürzung der 
Studienzeiten. 

Viertens. Bei dem starken Andrang — ich kenne das 
aus den 50er Jahren — muß die Qualität der Lehre 
wesentlich verbessert werden. 

Fünftens. Wenn angesichts der Tatsache, daß wir 
zur Zeit weniger Lehrlinge als Studierende haben, 
Besorgnisse laut werden, daß im Facharbeiter- und 
Handwerksbereich Lücken aufgerissen werden, die 
zu großen Problemen im Beschäftigungssystem füh-
ren, muß unsere Antwort in der Herstellung wirklicher 
Gleichwertigkeit von beruflicher und allgemeiner Bil-
dung bestehen. 

Zusammenfassend möchte ich sagen, Herr Kollege 
Kuhlwein: Studium und Lehre im geeinten Deutsch-

land sind kein Anlaß zu Alarmmeldungen und Mel-
dungen über angebliche Flächenbrände, wie Sie so-
eben gesagt haben, sondern Grund zur Freude und 
natürlich zu stetigen Verbesserungsbemühungen. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Ich erteile jetzt das 
Wort unserem Kollegen Dirk Hansen. 

Dirk Hansen (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wenn der Kollege Kuhlwein zu kurz ge-
sprungen ist, dann ist das ja erkennbar, denn er hat 
übersehen, daß Möllemann nicht kurz gesprungen ist, 
sondern überhaupt gesprungen ist. Möllemann I und 
II sind ganz schön weit gesprungen. Der Dank an den 
westdeutschen Hochschulen für Möllemann I und II 
ist heute noch immer wieder hörbar, und Ortleb I wird 
ja fortgesetzt, ist der Fortsetzer von Möllemann I und 
II, also Fortsetzung erfolgreicher liberaler Hochschul-
politik. Was vorher war, Herr Kuhlwein — und ich 
schaue auch mal den Parlamentarischen Staatssekre-
tär zu sozialliberaler Zeit an —, ist ja vielleicht nicht 
immer so gut gewesen. 1964 ist es gewesen, daß von 
der deutschen Bildungskatastrophe Georg Picht ge-
sprochen hat. Ich gehe, Graf Waldburg, nicht ganz mit 
Ihnen einig, die Lage so moderat zu sehen. Die Situa-
tion an den Hochschulen, und zwar an allen, von Nord 
nach Süd, von Ost nach West ist ausgesprochen dra-
matisch. Die Überfüllung ist überhaupt nicht zu über-
sehen. Ich denke, insofern ist von der Hochschulland-
schaft aus zwar nicht gerade von katastrophalen Zu-
ständen, aber doch von höchst dramatischen Entwick-
lungen zu sprechen. Wenn die Hochschulrektoren-
konferenz in diesen Tagen versucht hat, eine Antwort 
darauf zu finden, dann hat sie das auch nicht aus Jux 
und Dollerei getan, sondern wegen der seit Semestern 
bestehenden dramatischen Verhältnisse der Überfül-
lung, die sich aus verschiedenen Faktoren entwickelt 
haben. 

Je größer die Zahl der Studenten geworden ist, 
desto geringer sind die Möglichkeiten, an den Hoch-
schulen selber mit den bestehenden Kapazitäten im 
räumlichen, sachlichen und personellen Bereich, die 
Qualität der Lehre und damit schließlich das Studium 
der Studenten zu sichern. Ich denke, weder der Ruf 
nach vermehrter Ausweisung des Numerus Clausus 
noch die ständige Forderung nach mehr Geld wird 
den anstehenden Problemen in der Bildungspolitik 
gerecht, sondern über die aktuellen Engpässe hinaus, 
die dringend genug sind — ich wiederhole mich —, 
gilt es eigentlich, wie mir scheint, darüber nachzuden-
ken, ob die bildungspolitischen Weichen in Deutsch-
land insgesamt richtig gestellt sind. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Von daher frage ich erstens: Ist es gesellschaftlich 
gewünscht, daß mittelfristig ca. 40 % eines Altersjahr-
gangs studienberechtigt sind? Wenn ja, welche Fol-
gen sind zu erwarten und zu meistern? Zweitens. Ist es 
volkswirtschaftlich zu reçhtfertigen, daß arbeitslose 
Akademiker nach immer längeren Studienzeiten 
ohne berufliche Perspektive sind? Ist es sinnvoll, daß 
zunehmend eine Verdrängung von Absolventen der 
Realschule und des dualen Systems durch Abiturien- 
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ten und Hochschulabsolventen stattfindet? Drittens. 
Wird der persönliche Frust beruflicher Perspektiv-
losigkeit nicht dramatische gesellschaftliche Folgen 
haben? Viertens. In welcher Weise können die Stu-
dienzeiten verkürzt werden? Sind Studienorganisa-
tion, Studiengänge und Prüfungsordnungen nicht ei-
ner gründlichen Revision zu unterziehen? Herr Kuhl-
wein hat darauf hingewiesen. Entsprechen über-
haupt, so frage ich fünftens, die bisherigen Hoch-
schulstrukturen mit Forschung, Lehre und berufsbe-
zogener Ausbildung den aktuellen und künftigen Be-
dürfnissen? Wie kann sechstens der Anspruch auf 
Gleichrangigkeit von beruflicher und Hochschulaus-
bildung, der doch gerade von uns formuliert wird, ver-
wirklicht werden? Sind siebtens nicht auch beamten-
rechtliche Laufbahnbestimmungen zu überprüfen? 
Wie kann das A-13-Syndrom überwunden werden? 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ich denke, mit Blick auf die Hochschulen und das 
Studium muß auch nach der Schulpolitik in der Bun-
desrepublik gefragt werden. Bereitet denn also, so 
frage ich achtens, das Gymnasium mit dem heutigen 
Kurssystem und dem Abitur nach zweijähriger Punk-
tejagd in richtiger Weise auf die Hochschule vor? Kor-
respondiert die Spezialisierung an der Oberstufe mit 
der allgemeinen Hochschulzugangsberechtigung? 
Vertragen sich also Regelungsvorschläge wie NC, 
fachspezifische oder allgemeine Intelligenztests, Ein-
gangsauswahlgespräche mit dem Anspruch, das 
Abitur als Ausweis allgemeiner Studierfähigkeit zu 
erklären? Sind — zehntes — ausreichende Möglichkei-
ten der Berufsberatung gegeben, um den Schülern in 
der zehnten Klasse und vor dem Abitur perspektivlose 
Ausbildungswege zu ersparen? Und wissen wir 
schließlich in der aktuellen Diskussion differenziert 
genug, woher denn die verschiedenen Studenten-
ströme kommen: Ost-West-Problem, Orchideenfä-
cher, Parkzeiten, Karteileichen, Nicht-Exmatriku-
lierte? Was verbirgt sich hinter deri Studentenzahlen? 
Schließlich frage ich zwölftens: Sind die organisatori-
schen Strukturen in den Ländern — zumeist getrennt 
Hochschul- und Schulpolitik — angemessen? Sind 
Gremien wie Ständige Kultusministerkonferenz, 
Bund-Länder-Kommission ausreichend genutzt und 
effizient genug eingesetzt? Sind Sie hautnah an den 
aktuellen Problemen? 

Ich mache darauf aufmerksam — ich denke, inso-
fern gehe ich mit Ihnen einig, Herr Kuhlwein —, es ist 
ein neuer, grundsätzlicher Ansatz erforderlich. Eine 
Regierungskonferenz, vielleicht unter wissenschaft-
lich neutraler Leitung — im Anschluß an den 1975, 
wenn ich es richtig sehe, eingegangenen Deutschen 
Bildungsrat — zwischen Bund und Ländern sollte 
neue Problemansätze versuchen, Perspektiven und 
tragfähige Konzeptionen entwickeln. Die Evaluierung 
ist insgesamt in Ost und West angesagt. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU sowie bei 
Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, ich erteile jetzt das Wort dem Kollegen 
Stephan Hilsberg. 

Stephan Hilsberg (SPD): Herr Präsident! Sehr ge-
ehrte Damen und Herren! Eigentlich sollten wir ja all 
den in der Hochschulrektorenkonferenz versammel-
ten Hochschullehrern dankbar sein, daß wir uns heute 
endlich einmal über die unerträgliche Situation an 
den Hochschulen unterhalten können. Doch hätte ich 
mir lieber einen anderen Anlaß dafür gewünscht als 
diesen Paukenschlag, nämlich die einseitige Aufkün-
digung des Öffnungsbeschlusses verbunden mit der 
Drohung, nun die Hochschulen vor den überflutenden 
Studentenzahlen dicht zu machen. Denn das ge-
schieht zu einer Zeit, wo wir eine ausgesprochene Bil-
dungsoffensive für die neuen Länder brauchen und 
diese sich bemühen, angesichts des bisherigen DDR-
Systems von Bildungsprivilegierung und damit ein-
hergehender Diskriminierung eine Angleichung in 
den Pro-Kopf-Zahlen für die ostdeutschen Studenten-
zahlen zu erreichen. 

Wir haben zur Zeit 130 000 Studenten aus den 
neuen Ländern. Diese Zahl wird sich, geniessen an 
den westdeutschen Verhältnissen, verdoppeln bis 
verdreifachen. Unter diesen Bedingungen ist die Auf-
kündigung des Öffnungsbeschlusses der Hochschul-
rektorenkonferenz zumindest in Richtung auf die 
neuen Länder ein falsches Signal. Doch was sollten 
die Rektoren machen? Das Problem der Überlast 
existiert ja nicht erst seit gestern. Permanent ist im 
letzten Jahrzehnt über die fällige Hochschulreform 
diskutiert, sie ist aber nicht begonnen worden. Das 
Verhältnis von Forschung und Lehre stimmt nicht. Das 
Lehrer-Studenten-Verhältnis stimmt nicht, obwohl 
bei einer Reihe des Lehrpersonals die Anzahl der 
Pflichtstunden unterschritten wird. Sogar der Bundes-
kanzler mahnte in Jena eine Stuclienzeitverkürzung 
an. Nur eine kleine Anmerkung: Diese Hochschulsi-
tuation ist es, die zur Zeit als Zielvorgabe für die Neu-
ordnung der Hochschullandschaft in den neuen Län-
dern dient. Den Frust, der in Ostdeutschland darüber 
herrscht, kann ich gut verstehen. 

Die Probleme sind in den letzten Jahren aufgelaufen, 
ohne daß sie von der Koalition einer Lösung näher-
gebracht werden konnten. Historisch diente der Be-
schluß der Bildungsexpansion und einer Öffnung der 
universitären Ausbildung auch für solche sozialen 
Schichten, die vorher kaum in den Genuß dieser Aus-
bildung kamen: die Kinder von einfachen Leuten, Ar-
beitern, einfachen Angestellten und der Landbevöl-
kerung. Nebenbei, deren Anteil befriedigt auch jetzt 
noch nicht. Der Öffnungsbeschluß führte damals zu 
einer einkalkulierten Überlast, die wider Erwarten 
nicht wieder abnahm. 

Mit dieser Situation konnten die Hochschulen of-
fenbar so lange leben, bis infolge der Vereinigung die 
Finanzen für bildungspolitische Aufgaben nicht etwa 
— wie normalerweise zu erwarten gewesen wäre —
aufgestockt wurden, sondern konstant blieben. An 
dieser Finanzlage haben die verschiedenen Sonder-
programme auch nichts geändert. Das letzte der 
Hochschulsonderprogramme ist regierungsintern so-
gar noch gekürzt worden. 

(Zuruf von der FDP: Die westlichen Länder 
haben nicht mitgemacht! — Dr. Norbert 
Lammert [CDU/CSU]: Sie meinen die Mehr- 
heit der SPD-Länder in der Kultusminister- 

konferenz!) 
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— Ich meine, die Kürzung von 4 Milliarden DM auf 
1,6 Milliarden DM. Bevor es überhaupt in die öffentli-
che Diskussion kam, ist dieses Programm doch schon 
gekürzt worden. Oder wollen Sie das bestreiten? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist die Un

-

wahrheit! Die SPD-Länder sind pleite!) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Nun lassen wir wie-
der überwiegend Herrn Kollegen Stephan Hilsberg 
reden! 

Bitte. 

Stephan Hilsberg (SPD) : Es ist abzusehen, daß die 
Bildungsbeteiligung weiter zunehmen wird. Wir 
Sozialdemokraten wollen das auch. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Im Osten Deutschlands ist es zudem ein Teil der 
Vergangenheitsbewältigung, ein Aufbruch zu neuen 
Ufern. Wir wollen, daß die Kräfte, die in den jungen 
Leuten stecken, sich optimal entfalten können. Un-
sere Gesellschaft braucht die kreative und geistige 
Energie der jungen Generation, und die Wirtschaft, 
meine Herren, braucht sie auch. Es ist doch der glatte 
Hohn, im Jahre vor dem europäischen Binnenmarkt 
mit einer Ausweitung des Numerus clausus zu dro-
hen. Wer das zuläßt, beschädigt auf Dauer nicht nur 
die Exportfähigkeit der deutschen Wirtschaft. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Es gibt viele Publikationen und Gremien, die man 
heranziehen kann, will man sich ernsthaft um die Lö-
sung dieser Probleme bemühen. Die Verwaltungsre-
form über Hochschulautonomie, Studienzeitverkür-
zung, Nachwuchsprogramme; nicht zuletzt hat die 
Enquete-Kommission Bildung 2000 hier einiges Hilf-
reiches geliefert. Ich will das alles gar nicht aufzäh-
len. 

Fazit: Die Regierung sollte initiativ werden. Die 
Hochschulrektorenkonferenz hat einen Denkanstoß 
gegeben. Vielleicht nützt das etwas. Wollen wir es 
hoffen; denn es ist schließlich auch in unserem Inter-
esse. 

Danke. 

(Beifall bei der SPD und dem Bündnis 90/ 
GRÜNE) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Ich rufe nun als 
nächsten Redner Dr. Rainer Jork auf. 

Dr.-Ing. Rainer Jork (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Bei der 
Betrachtung der Situation von Studium und Lehre im 
vereinten Deutschland gehen wir im allgemeinen da-
von aus, daß entsprechend Beitrittserklärung das Be-
trachtungsfeld in den Altbundesländern stabil ist und 
bleibt, in den neuen Bundesländern sich aber verän-
dert und angepaßt wird. Ich schließe mich der Mei-
nung von Herrn Hansen an, daß diese Betrachtungs-
weise auf jeden Fall zu hinterfragen ist. 

Ich möchte aus Zeitgründen aber lediglich auf die 
neuen Bundesländer, speziell Sachsen eingehen. Der 
Vergleich der Studienanfängerzahlen von 1991 und 
1990 läßt erkennen, daß ein deutlicher Rückgang der 
Zahl der Studienanfänger vorliegt, und zwar mit un-

gefähr 88 % , bezogen auf die Basis von 1990. Dabei ist 
festzustellen, daß es ganz erhebliche Unterschiede 
gibt in beiden Richtungen. So ist z. B. an der Fach-
hochschule Mittweida ein Studienzugang von 170 % 
festzustellen, an der Uni Leipzig von 117 auf der 
anderen Seite aber an der TH Zwickau von 47 %. 
Diese Zahlen sprechen für sich und sollten betrachtet 
werden. Das sollte einer späteren Diskussion vorbe-
halten bleiben. 

Die uns allen vorliegende Drucksache 11/8506, der 
Bericht über hochschulpolitische Zielstellungen, stellt 
ausführlich einige dieser Gedanken dar. Bei Fach-
schulen, die dort nicht oder kaum betrachtet sind, 
besteht außerdem ein besonderes Problem, da ver-
gleichbare Einrichtungen in den Altbundesländern 
nicht mehr vorhanden sind. Dies ist besonders kri-
tisch, da jetzt Fachschulen die Nachwuchsquelle für 
bislang nicht verfügbare Handwerksmeister sind und 
der Nachwuchs für die Klein- und Mittelindustrie sich 
aus diesem Bereich rekrutiert. 

Welche Ziele sind bei der Erneuerung zu sehen? Es 
ist vor allem eine Einheit von Kompetenz, Integrität 
und Befugnis in Leitung und Lehrkörper herzustellen. 
Die Qualität und Infrastruktur der Lehre ist zu verbes-
sern. Neueinrichtungen und bisher vernachlässigte 
Fachrichtungen, wie Rechts-, Wirtschafts- und Sozial-
wissenschaft und Sprachen, sind aufzubauen. 

(Beifall der Abg. Dr. Margret Funke-Schmitt-
Rink [FDP]) 

Es ist Paßfähigkeit an die Bildungslandschaft der 
Altbundesländer herzustellen, und ich denke dabei 
auch an die Notwendigkeit, an das größere Europa zu 
denken. Vor allem gilt es, eine erhöhte Attraktivität 
herzustellen. Ich bin der Auffassung, daß die Attrakti-
vität der beruflichen Bildung und Weiterbildung 
stark unterbelichtet dargestellt und wahrgenommen 
wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Das muß auch im Zusammenhang mit Studium und 
Lehre an den Hochschulen und Universitäten gesehen 
werden. 

Welche Maßnahmen und Probleme sehe ich vor al-
lem? Das Hochschulerneuerungsgesetz hat erheblich 
geholfen. Die Evaluierung hat Probleme gebracht, 
auch geholfen. Es gibt vor allem in der Zusammenar-
beit mit dem Wissenschaftsrat aber zwei wesentliche 
Probleme, die ich an dieser Stelle besonders anmer-
ken möchte. 

Der Wissenschaftsrat geht bei der Rechtfertigung 
der Menge des wissenschaftlichen Personals an Hoch-
schulen und Universitäten von der Anzahl der Studen-
ten je wissenschaftlichen Mitarbeiter aus. Danach ha-
ben die Altbundesländer dreimal soviel Studenten 
wie wissenschaftliche Mitarbeiter. Betrachtet man 
aber die Absolventen, so werden in den Neubundes-
ländern 1,6mal soviel je wissenschaftlichen Mitarbei-
ter verabschiedet. Diese Betrachtungweise, die er-
staunlicherweise nicht vom Ergebnis ausgeht, führt zu 
einer nicht vertretbaren Minimierungsforderung zur 
Anzahl wissenschaftlicher Mitarbeiter in den neuen 
Bundesländern. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
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Die Betrachtung zur Bedarfsermittlung wissen-
schaftlichen Personals in den neuen Bundesländern 
geht davon aus, daß keine Dritt-, also Vertrags- und 
Auftragsforschungsmittel, in den Hochschulen einge-
setzt werden. Tatsächlich muß aber mit ca. 35 %, be-
gründet durch die allerdings an den Staat abgeführten 
Einnahmen, gerechnet werden. 

Ich muß mich kurz fassen. — Um es zu wiederholen: 
Bei der Bewertung des wissenschaftlichen Personals 
wurde als Maßstab ein Faktor angesetzt, der sich aus 
der Anzahl der Studenten und der Verweilzeit ergibt. 
Das berücksichtigt nicht, sondern honoriert die Ab-
brechquote und Verlängerung der Studienzeiten. Es 
wäre besser, von der Anzahl der Absolventen und der 
Verweilzeit auszugehen. Ich verstehe nicht, daß an 
dieser Stelle der Aufwand und nicht der Effekt als 
Maßstab herangezogen wird. Das verträgt sich nicht 
mit meinem Verständnis von Marktwirtschaft. 

Zu den Ergebnissen: Ich kann feststellen, daß eine 
weitgehende Arbeitsfähigkeit hergestellt worden ist, 
daß neue Fakultäten eingerichtet wurden. Die Gleich-
wertigkeitsanerkennung der letzten Kultusminister-
konferenz hat ermutigt und geholfen. Das Hochschul-
erneuerungsgesetz stellt einen Anfang bei der Berei-
nigung des Personalbereichs dar und ist weiterzufüh-
ren. Ich sehe in der Neubildung von Fachhochschulen 
eine ermutigende Steigerung der Attraktivität des 
Studiums in den neuen Bundesländern. 

Ich stelle fest, daß die finanzielle Förderung erheb-
lich dazu beigetragen hat, die Bildungseinrichtungen 
in den neuen Bundesländern mit einer besseren Aus-
stattung zu versehen. 

Abschließend möchte ich die Hoffnung und Zuver-
sicht ausdrücken, daß die Ziele der Erneuerung und 
erhöhten Attraktivität in den neuen Bundesländern 
erreicht werden können. 

Danke. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Nächster Redner ist 
unser Kollege Dr. Peter Eckardt. 

Dr. Peter Eckardt (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Herr Lammert, die 
Zwischenrufe, die Sie eben gemacht haben, 

(Zuruf von der FDP: Waren sehr gut!) 

kontrastieren natürlich sehr stark mit dem, was Sie zur 
Bildungspolitik der CDU z. B. in einem Organ der 
Jungen Union mitgeteilt haben, was ich mit großem 
Vergnügen gelesen habe und dem ich nur ausdrück-
lich zustimmen kann. 

(Dr. Norbert Lammert [CDU/CSU]: Das kön-
nen Sie jetzt passagenweise vortragen! —
Dr. Peter Struck [SPD]: Lammert ist der letzte 
Bildungspolitiker der CDU! — Zuruf von der 

SPD: Das blamiert die Bundesregierung!) 

— Das hatte ich eigentlich erst vor, weil es mir 
imponiert hat. Aber ich habe einen anderen Zettel. 

1985 bekräftigt die Bundesregierung in einem Be-
richt, es sei ihr erklärtes Ziel, für die Sicherung und 
Steigerung der Leistungsfähigkeit der Hochschulen 
zu sorgen. Dieses Ziel ist in den 90er Jahren höchst  

gefährdet und für Teile der deutschen Hochschulen 
fast schon unerreichbar geworden. 

Das aktuell Wichtigste ist: 1 Million Studienplätze 
müssen bald 2 Millionen Bewerberinnen und Bewer-
ber um eine akademische Ausbildung aufnehmen. In 
den neuen Bundesländern werden in den nächsten 
Jahren viele Jugendliche dieses Grundrecht mit 
Nachdruck einfordern. Der Neu- und Ausbau der ost-
deutschen Hochschulen in Forschung und Lehre muß 
deshalb jetzt beginnen, ohne daß die Hochschulen in 
den alten Ländern darunter zu leiden haben. 

(Dr. Margret Funke-Schmitt-Rink [FDP]: So 
ist es!) 

Das ist der wichtigste Punkt. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Die 	unterschiedlichen 	Hochschulsonderpro

-

gramme, Haushaltsansätze im Gemeinschaftswerk 
Aufschwung Ost und andere haben die Disparitäten 
zwischen Angebot und Nachfrage nach Studienplät-
zen bisher leider nicht aufheben können. Das betrifft 
übrigens auch die Anstrengungen der Bundeslän-
der. 

Trotz Überlast als Dauerlast droht den immer noch 
erfolgreichen Hochschulen in den alten Bundeslän-
dern die Gefahr, ihre internationale Bedeutung zu 
verlieren, ebenso wie den traditionellen Hochschulen 
in den neuen Bundesländern, ihre Hochschulstruktur 
nicht demokratisieren zu können, wenn die Bundesre-
gierung nicht alsbald eine umfassende Konzeption 
ihrer Hochschulpolitik vorträgt und danach handelt. 
Reform ist wieder einmal in Deutschlands Hochschul-
politik angesagt. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der FDP) 

Wettbewerb für eine bessere Lehre und die Aus-
wahl geeigneter Studienbewerber sind allein, mit 
Verlaub gesagt, hilflose Gesten, die allerdings oft mit 
großen Worten vorgetragen werden. 

Die Problemlage ist komplexer und auch differen-
zierter. Ich will nur eine Auswahl geben: zum Teil sehr 
ineffektive Lehre,. unter der die Ausbildung des wis-
senschaftlichen Nachwuchses leidet; drohender 
Nachwuchsmangel in vielen Fachbereichen; fehlende 
Elemente eines Verbundes mit computergestützten 
Fernunterrichtsteilen in der Lehre; Verteilungs-
kämpfe um Forschungsmittel; nicht ausreichende 
Ausstattung, die übrigens, soweit sie vorhanden ist, 
größtenteils aus den 70er Jahren stammt; Abwande-
rung von Studierenden in den Westen und der Hoch-
schullehrer in die Industrie und ins Ausland; Verfesti-
gung außeruniversitärer Forschungseinrichtungen in 
den neuen Bundesländern, deren Personal dann lei-
der nicht für die Lehre zur Verfügung steht; inhaltli-
che und organisatorische Reformbedürftigkeit der 
Hochschulstrukturen und, was wir oft vergessen ha-
ben, auch wieder in Richtung Mitbestimmung; Not-
wendigkeit — das ist neu, und da müssen wir uns 
gemeinsam zusammensetzen — eines umfassenden 
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Bildungscontrollings auch in den westdeutschen 
Hochschulen. Arbeitszeiten, Nebentätigkeiten, 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der FDP) 

Studienzeiten, Eingangsvoraussetzungen und auch 
Leistungsfähigkeit müssen genauso evaluiert werden, 
wie wir das den Kolleginnen und Kollegen in den ost-
deutschen Ländern zumuten. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU und der FDP) 

Noch ein deutliches Wort, hoffe ich: Radikaler Nu-
merus clausus oder 30 000 neue Stellen sofort, das 
kann doch wohl nicht die Lösung sein. 

(Vorsitz: 	Vizepräsidentin 	Renate 
Schmidt) 

Auch Auslobung durch Lehrwettbewerbe und Ran-
king-Listen sind keine erfolgreichen Problemlösungs-
versuche. Dem Zusammenwachsen Deutschlands und 
der Bedeutung von Wissenschaft und Demokratie die-
nen diese Rezepte, die sich aus dem Mangel entwik-
keln, nicht. 

Wir Sozialdemokraten fordern deshalb alsbald eine 
umfassende Debatte über Wissenschaft, Forschung 
und Lehre im vereinten Deutschland. Die Bundesre-
gierung, Herr Minister, bleibt aufgefordert, dazu eine 
hochschulpolitische Zielsetzung vorzulegen, die qua-
litativ über die letzte Vorlage wesentlich hinausgehen 
müßte. 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Das Wort hat 
Dr. Karlheinz Guttmacher. 

Dr. Karlheinz Guttmacher (FDP) : Sehr geehrte Frau 
Präsidentin! Meine Damen und Herren! Eine Pro-
gnose besagt, daß wir im Jahr 2000 mit etwa 2 Millio-
nen Studenten zu rechnen haben. Auf diese Situation 
haben sich die Fachhochschulen, Hochschulen und 
Universitäten schon jetzt einzurichten. Es macht kei-
nen Sinn, wenn wir nun eine Katastrophentaube los-
lassen, um die Botschaft zu vermitteln, daß die Regie-
rung bis jetzt nichts zur Vorbereitung auf eine solche 
Situation getan hat. 

Allein im alten Bundesgebiet hat es im Herbst 1991 
mit 1,6 Millionen Studenten erstmals mehr Studenten 
als Lehrlinge gegeben. Eine Lösung der entstandenen 
und noch entstehenden Probleme ist vorwiegend über 
neue Schwerpunktsetzungen in der beruflichen Bil-
dung, den Ausbau von Fachhochschulen und die mit 
der notwendigen Verkürzung der Studienzeiten ein-
hergehenden Veränderungen im Hochschulwesen 
möglich. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Eine erste Möglichkeit zur Reduzierung der Studen-
tenzahlen ergibt sich durch die Schaffung von attrak-
tiven Berufsausbildungsgängen mit anschließend in 
Aussicht gestellter Qualifizierung, z. B. zum Meister. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Hierbei sollte das Begabtenförderungsprogramm, so 
wie es der Minister für Bildung und Wissenschaft auf-
gelegt hat, auch genutzt werden. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Die Entscheidung eines Jugendlichen, entweder ei-
nen hochwertigen Beruf zu erlernen oder sich für eine 
seinen Neigungen entsprechende Studienrichtung zu 
entscheiden, muß durch eine kompetente Beratung 
der Arbeitsämter besonders in den neuen Bundeslän-
dern noch besser erfolgen. 

(Beifall des Abg. Dr. Norbert Lammert [CDU/ 
CSU]) 

Als gesichert kann angesehen werden, daß sich die 
Studienanfängerzahlen in den nächsten Jahren be-
sonders in den neuen Bundesländern deutlich erhö-
hen werden. Dies ist auch erforderlich, da der Anteil 
der Jugendlichen, die ein Studium aufnahmen, bisher 
nur 14 % eines Altersjahrgangs ausmachte und damit 
deutlich unter dem vergleichbaren Anteil der Jugend-
lichen in den alten Bundesländern lag. Sollte sich der 
Anteil der Studierenden im geeinten Deutschland 
mittelfristig auf 40 % erhöhen, müssen sich Bund und 
Länder und damit die Fachhochschulen, Hochschulen 
und Universitäten auf diese Situation einstellen. 

Ein guter Schritt in diese Richtung — so meine 
ich — ist das durch das Bundesministerium für Bil-
dung und Wissenschaft für die Hochschulen der Bun-
desrepublik aufgelegte Hochschulsonderprogramm I 
und II, 

(Beifall des Abg. Dirk Hansen [FDP]) 

das die Erweiterung der Studienkapazität in Verbin-
dung mit einer erfolgreichen Personalplanung vor-
sieht. Ob allerdings die für den Hochschulbau in den 
16 Bundesländern vorgesehene Finanzausstattung in 
Höhe von 1,6 Milliarden DM für die nächsten Jahre 
ausreicht, wage ich zu bezweifeln. 

(Beifall bei der SPD — Dirk Hansen [FDP]: 
Und was sagen die SPD-Länder?) 

Meine Damen und Herren, in ihrer letzten Stellung-
nahme signalisiert die Hochschulrektorenkonferenz, 
Einschränkungen des Öffnungsbeschlusses durch die 
Einführung des Numerus clausus für verschiedene 
zusätzliche Fachrichtungen vornehmen zu müssen, 
um die Qualität von Lehre und Forschung an ihren 
Universitäten halten zu können. In diesem Zusam-
menhang stellt sich mir die Frage, ob es durch die 
Verbesserung der Studienorganisation, die Neufestle-
gung der Studieninhalte und vor allen Dingen eine 
verschärfte Prüfungsorganisation nicht zu einer Ver-
kürzung der Studienzeiten kommen kann. Hierbei 
sollte man durchaus auf gute Ansätze der Prüfungs-
verfahren der ostdeutschen Universitäten zurückgrei-
fen. Vordiplom- und Diplomprüfungen und die für 
diese Prüfungen notwendigen Leistungsnachweise 
durften hier in festgelegten Zeiträumen zweimal, mit 
Sondergenehmigung des Dekans ein drittes Mal ge-
macht werden, dann wurde exmatrikuliert. 

Meine Damen und Herren, die neuen Bundesländer 
haben zum großen Teil die Neuordnung der Hoch-
schulen und Universitäten abgeschlossen. Fakultäten 
mit politisch sensiblen Fachrichtungen wie Jura, Wirt-
schaftslehre, Pädagogik, Psychologie, Literaturwis- 
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senschaften und Philosophie wurden durch einge-
setzte Struktur- und Berufungskommissionen neu 
aufgebaut. Der Studentenzugang war in diesen Aus-
bildungsrichtungen gemessen an früheren Zahlen 
sehr groß. Ebenso wie in den alten Bundesländern 
reicht die Hörsaalkapazität inzwischen nicht mehr 
aus. Erschwerend kommt in der Ausbildung an Hoch-
schulen und Universitäten der neuen Bundesländer 
hinzu, daß außer in den ideologiefreien Studiengän-
gen die Studienzeit der Studenten um zwei bis vier 
Semester je nach Fachrichtung verlängert werden 
muß, um ihnen einen Studienabschluß zu garantieren, 
der Anerkennung findet. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, obwohl 
die SPD-Fraktion heute diese Aktuelle Stunde bean-
tragt hat, erscheint mir der Gegenstand, um den es 
hier geht, zu wertvoll zu sein, um ihn hier lediglich 
fragmentarisch in einer Stunde zu diskutieren. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Dann sollte man 
jetzt zum Schluß kommen. 

Dr. Karlheinz Guttmacher (FDP): Vielmehr emp-
fehle ich, dieses Thema im Ausschuß für Bildung und 
Wissenschaft gemeinsam mit dem Bildungsministe-
rium gründlich zu diskutieren, 

(Zuruf von der SPD: Öffentlich!) 

um möglicherweise Empfehlungen an die Bund-Län-
der-Konferenz, die Kultusministerkonferenz und die 
Hochschulrektorenkonferenz geben zu können. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Ich gebe die Emp-
fehlung, bei fünf Minuten zu bleiben. 

Als nächster hat das Wort Herr Dr. Dietmar 
Keller. 

Dr. Dietmar Keller (PDS/Linke Liste): Frau Präsi-
dentin! Meine Damen und Herren! Ich bedaure, daß 
die sonst beschworene Einheit von Forschung und 
Lehre heute auseinandergerissen wird. So debattie-
ren wir heute über Studium und Lehre und ein ander-
mal vielleicht über die Situation in der Forschung. 
Aber beides gehört zusammen. Es ist einer der Haupt-
kritikpunkte an den Empfehlungen des Wissen-
schaftsrates zur Neuordnung der ostdeutschen For-
schungslandschaft, daß er bei dem empfohlenen star-
ken Personalabbau die Bedürfnisse einer durch ei-
gene Forschung fundierten Lehre und eines for-
schungsbetonten Studiums weitgehend ignoriert 
hat. 

Die Hochschulrektorenkonferenz stellt in ihrer Ent-
schließung vom 4. November fest, daß 30 000 neue 
Stellen für wissenschaftliches Personal erforderlich 
seien, um die Betreuungsrelation zwischen wissen-
schaftlichem Personal und Studierenden von 1977 
wiederherzustellen. Gleichzeitig wird das wissen-
schaftliche Personal in Ostdeutschland von 132 000 
Ende 1989 auf weniger als 45 000 Ende 1991 redu-
ziert, darunter im Hochschulbereich von 14 000 auf 
unter 10 000, in der außeruniversitären Forschung von  

32 000 auf maximal 10 000 und am gravierendsten in 
der Industrieforschung von 86 000 Ende 1989 auf un-
ter 25 000 Ende 1991. 

Die Konsequenzen aus dem Forschungsabbau für 
Lehre und Studium in Ostdeutschland sind gegen-
wärtig weder im ganzen noch im einzelnen abschätz-
bar. Bekanntlich waren die Betreuungsrelationen zwi-
schen wissenschaftlichem Lehrpersonal und Studie-
renden in der DDR wesentlich günstiger als in der 
BRD. Für die BRD wurde 1977 die Zahl von 11 Studen-
tinnen und Studenten pro hauptberuflicher wissen-
schaftlicher Lehrkraft gehandelt, 1990 die Zahl von 
16. Für die DDR wurde die Relation etwa mit 4: 1 
angegeben. Wenn man allerdings nicht die durch 
überlange Studienzeiten aufgeblähte Studentenzahl 
der BRD einer Betreuungsrelation zugrundelegt, son-
dern die Absolventenzahl, kommt man nicht zu einem 
Verhältnis von 3,5 : 1 zugunsten der DDR im Vergleich 
zur BRD, sondern nur von 1,8 : 1. 

Wie heute im Bildungsausschuß von Staatssekretär 
Schaumann mitgeteilt wurde, besteht in den neuen 
Ländern die Absicht, das Personal in den Hochschu-
len auf 40 % bis 50 % des jetzigen Bestandes herun-
terzufahren. Damit wäre unter Berücksichtigung der 
stark steigenden Studentenzahlen die Betreuungsre-
lation schlagartig deutlich schlechter als in den alten 
Bundesländern. Wenn jetzt von der Hochschulrekto-
renkonferenz die Wiederherstellung der Betreuungs-
relation von 1977 gefordert und von der Bundesregie-
rung die deutliche Verkürzung der Studienzeiten als 
hochschulpolitisches Ziel deklariert wird, so kann 
man ohne nostalgische Verklärung feststellen: In der 
DDR hatte man beides, gute, vielleicht auch etwas zu 
gute Betreuungsrelationen, die aber durch stark an-
wachsende Studentenzahlen ohnehin geschrumpft 
wären, und davon nicht zu trennende kürzere Stu-
dienzeiten. 

Anstatt nun — wie auch von vielen westdeutschen 
Hochschullehrern erwartet — die relativ günstigen 
Voraussetzungen der früheren DDR nach dem Beitritt 
zu erhalten und sie mittel- und längerfristig auch für 
eine Entspannung der vom Präsidenten der Hoch-
schulrektorenkonferenz als alarmierend bezeichne-
ten Überlastungssituation der westdeutschen Hoch-
schulen, wo auf jeden flächenbezogenen Studienplatz 
zwei Studierende kommen, zu nutzen, lief auch hier 
alles nach einem bekannten Schema ab: Was in West-
deutschland nicht ist, darf in Ostdeutschland nicht 
sein. Also wurde der sogenannte akademische Mittel-
bau der ostdeutschen Hochschulen, von dem Lehre 
und Forschung an den Hochschulen vor allem lebten 
und der die Basis einer günstigen Betreuungsrelation 
war, weitestgehend zerschlagen. 

Ähnlich wie in der einstigen DDR liegt eines der 
Grundübel der bundesdeutschen Hochschulpolitik in 
einer seit Ende der 70er Jahre stagnierenden Grund-
finanzierung der Hochschulen. Die geringfügigen 
Steigerungsraten wurden von den Inflationsraten 
mehr als aufgezehrt, so daß selbst die einfache Repro-
duktion des zu beklagenden niedrigen Niveaus ge-
fährdet ist. Jetzt helfen — da stimme ich vielen Vor-
rednern zu — keine punktuellen Sonderprogramme 
mehr, zu denen auch das arg geschrumpfte Hoch-
schulerneuerungsprogramm Ost gehört, sondern es 
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bedarf einer grundlegenden und dauerhaften Sanie-
rung, wie sie von der Hochschulrektorenkonferenz 
gefordert wird. Wenn die Hochschulrektorenkonfe-
renz nun mit einem flächendeckenden Numerus clau-
sus droht, um einen einigermaßen geregelten Stu-
dienbetrieb aufrechtzuerhalten, ist das ein „Ver-
dienst" einer verfehlten Hochschulpolitik der Bundes-
regierung, nicht zuletzt auch gegenüber den neuen 
Bundesländern. 

(Zuruf von der FDP: Also, die Bundesregie

-

rung ist nun dafür am wenigsten verantwort

-

lich zu machen!) 

Ich danke Ihnen. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Als nächster hat 
der Kollege Dr. Egon Jüttner das Wort. 

Dr. Egon Jüttner (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Die Entwicklung der Stu-
dentenzahlen an den deutschen Universitäten erfor-
dert eine Studienreform dringender denn je. Neben 
der Studienzeitverkürzung gehört deshalb auch die 
Verbesserung der Lehre zu den Aufgaben, denen sich 
die Universitäten stellen müssen. 

Die Forderung nach Verbesserung der Lehre ist 
nicht neu. Bereits Ende der 60er/Anfang der 70er 
Jahre nahm dieses Thema einen wichtigen Platz in der 
hochschulpolitischen Diskussion ein. Damals wurden 
hochschuldidaktische Seminare und Institute gegrün-
det, die später allerdings häufig wieder geschlossen 
wurden; nicht zuletzt deshalb, weil es ihnen nicht 
gelang, praktische Hilfen und Vorschläge zu erarbei-
ten. Sie haben damit die in sie gesetzten Erwartungen 
oft nicht erfüllt. 

Heute zwingt der ungebrochene Studentenandrang 
mehr denn je dazu, zum Zweck der Studienzeitver-
kürzung auch konkrete Maßnahmen zur Verbesse-
rung der Hochschullehre zu ergreifen. Ich begrüße es 
deshalb, daß der Bundesminister für Bildung und Wis-
senschaft die Bemühungen zur Verbesserung der 
Hochschullehre aktiv unterstützt, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

indem er entsprechende Forschungsprojekte vergibt, 
um Möglichkeiten und Maßnahmen zur Erhöhung des 
Stellenwerts und der Qualität der Lehre im Hoch-
schulbereich aufzuzeigen. Ich erinnere an die Studie 
von Dietrich von Queis über Förderungsmöglichkei-
ten guter Lehrleistungen am Beispiel ausländischer 
Universitäten, vor allem auch über die Darstellung 
einer Vielfalt von Anerkennungsmechanismen be-
züglich guter Lehre an angelsächsischen Hochschu-
len. 

Wir brauchen — unabhängig von der jetzigen Situa-
tion — weitere Studien, die sich mit Fragen der Eva-
luation der Hochschullehre, mit der Schaffung moti-
vationsfördernder Anreize im Bereich der Hochschul-
lehre und mit der Förderung der Kooperation von Leh-
renden und Lernenden befassen. Um so erfreulicher 
ist es, daß im Auftrag des Bundesministers für Bildung 
und Wissenschaft die Evaluierung von Lehrleistungen 
in vier weiteren Projekten erprobt werden soll. So wird 
beispielsweise an der Universität Bielefeld versucht, 
durch Koppelung von Lehrleistungen und Ressour-

cenzuteilung zu einer Verbesserung der Lehre zu ge-
langen. Von solchen Projekten können Ergebnisse er-
wartet werden, die wichtige Impulse zur Verbesse-
rung der Hochschullehre liefern. Ebenso wichtig sind 
sechs vom Bundesbildungsministerium geförderte 
und bereits im August begonnene Veranstaltungen 
zum Thema „Qualität von Studium und Lehre". 

Ich begrüße auch, daß ein Bundesland wie Baden-
Württemberg Programme und Vorschläge zur Stär-
kung der Lehre an den Universitäten vorgelegt hat. 
Die baden-württembergischen Empfehlungen zur 
Stärkung der Lehre an den Universitäten schließen 
außerdem die Bereitstellung zusätzlicher finanzieller 
Mittel ein, und zwar sowohl für Tutorenprogramme 
als auch für Preise, die bei hervorragender Lehre ver-
liehen werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich halte es für wichtig, daß bei Berufungsverfahren 
künftig die didaktischen und pädagogischen Fähig-
keiten der Bewerber stärker berücksichtigt werden, 
daß — wie in Bayern und Baden-Württemberg bereits 
geschehen — die Prüfungsorganisation verbessert 
und gestrafft wird und daß die begleitende Beratung 
und Betreuung der Studierenden verstärkt wird. 

Aber auch eine hochschuldidaktische Fortbildung 
für bereits Lehrende muß sichergestellt werden. Die 
Forschungsberichte der Universitäten sollten durch 
Berichte sowohl über die Lehre als auch über die Ent-
wicklung der Studienzeiten und Prüfungsergebnisse 
ergänzt werden. 

Der Frage, ob regelmäßige Beurteilungen von Lehr-
veranstaltungen durch die Studenten erfolgen sollen, 
ist mit äußerster Sorgfalt zu begegnen. Nur in Modell-
versuchen kann geprüft werden, welche Indikatoren 
für die vergleichende Beurteilung der Lehrqualität an 
Hochschulen herangezogen werden können. 

(Dirk Hansen [FDP]: So etwas kann nicht 
schaden! Die sollen ruhig beurteilt wer

-

den!)  

Einen anerkannten Katalog von Kriterien zur Beurtei-
lung von guter Lehre gibt es nämlich nicht. Problema-
tisch wird es deshalb vor allem dann, wenn die Qua-
lität der Lehre auf der Basis der Beurteilung allein 
durch Studenten gemessen werden soll. 

Maßnahmen zur Stärkung der Lehre an den Univer-
sitäten sind wichtig und dringend erforderlich. Vorbe-
halte auf seiten der Hochschullehrer müssen deshalb 
zurückgestellt werden. Gleichzeitig muß aber auch 
die Einheit von Forschung und Lehre gewährleistet 
bleiben, und es darf auch künftig keine Einteilung in 
Lehr- und Forschungsprofessoren geben. 

Ich danke Ihnen, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Als nächster in 
unserer aufregenden Debatte hat das Wort Herr Kol-
lege Dr. Wolfgang Ullmann. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist eine Be

-

wertung! — Dirk Hansen [FDP]: Kann man 
der Präsidentin vielleicht einmal etwas zur 

Beruhigung geben?) 
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Dr. Wolfgang Ullmann (Bündnis 90/GRÜNE): Frau 
Präsidentin! Meine Damen und Herren! Trotz der ent-
mutigenden Einladung will ich doch sagen: Ich spre-
che jetzt nicht zu Zahlen, weder zu den zu vielen Stu-
denten noch zu dem zu wenigen Geld. Mit Erheite-
rung habe ich die Vorschläge zur Verbesserung der 
Lehre gehört. Ich habe auch einen, nämlich die Frage 
zu stellen: Was ist denn Lehre überhaupt? 

Um frei zu sein, bedarf die Gesellschaft der Wissen-
schaft. Umgekehrt: Um ihre Kompetenz, ihren Sach-
gehalt und ihren Wirklichkeitsbezug verifizieren zu 
können, bedarf die Wissenschaft der gesellschaftli-
chen Öffentlichkeit und nicht der Preise und der 
Geldprämien. 

(Dirk Hansen [FDP] : Sehr gut!)  

Die 40 Jahre hinter uns haben eines der umfassend-
sten, freilich niederschmetterndsten Exempel für die 
Wahrheit dieser Sätze geliefert. Die gesellschaftliche 
Herrschaftsposition des Marxismus-Leninismus be-
ruhte auf seinem Anspruch, mit einem konkurrenzlo-
sen Führungsanspruch ausgestattete Wissenschaft, 
und zwar als fortgeschrittenstes Bewußtsein, zu sein 
— sie, die weder eine triftige Analyse des komplexen 
Zustandes unserer heutigen Gesellschaft noch eine 
Orientierung in der Komplexität unserer Wahrneh-
mung der Gesamtwirklichkeit zu geben vermochte. 

Woher also ihre ungerechtferigte Dominanz in der 
Gesellschaft? Hier wird es nun ganz aktuell und span-
nend. Die Position kam aus staatlicher Autorisierung 
und Privilegierung an Universitäten, Akademien, 
Hochschulen und Schulen. Darum ist mein Impuls 
heute nur, eines zu sagen: Wir kommen aus diesem 
Desaster der Lehre nur durch Entstaatlichung und 
Öffentlichkeit heraus. 

Das alles scheint so klar, daß sich die Frage auf-
drängt: Warum muß denn der Deutsche Bundestag 
über diese Frage debattieren? Er muß darüber debat-
tieren. Die unberechtigte Herrschaft einer wissen-
schaftlich und sozial inkompetenten Ideologie wird 
weder durch eine Gegenideologie noch durch bloßen 
Pluralismus beseitigt und überwunden, sondern allein 
dadurch, daß wir uns die Freiheit nehmen, uns mit der 
ganzen gesellschaftlichen und der ganzen außer-
menschlichen Wirklichkeit konfrontieren zu lassen. 

In diesem Moment kommt es mir darauf an, darauf 
aufmerksam zu machen, daß zu dieser Konfrontation 
eine ganz wichtige Fähigkeit gehört, die man nicht 
durch die Demontage von Lenin-Statuen und Beseiti-
gung von Marx-Büsten erlangt, sondern durch den 
Mut, sich der Wirklichkeit zuzuwenden und dann 
auch nachfühlen und wahrnehmen zu können, daß 
etwas stirbt. 

Das scheint mir die wichtigste Voraussetzung für 
eine unbefangene Erfahrung der Wirklichkeit des ei-
genen Lebens, aber auch unserer Gesellschaft zu sein. 
Daran scheint es uns weithin zu mangeln; durch eine 
staatlich verordnete Bilderstürmerei fahren wir ei-
gentlich nur fort in jener Abgrenzungsstrategie, die 
wir einmal in der alten DDR 1987 bekämpft und der 
wir eine Absage erteilt haben. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Damit Sie nicht denken, ich bin ein Pessimist, will 
ich nur auf zwei Gegenbeispiele hinweisen, die leider  

noch gar nicht erwähnt worden sind, wo ich meine, 
dort könnte eine solche neue Begegnung mit dem 
Ganzen unserer Wirklichkeit auf dem Hintergrund 
einer neuen geschichtlichen Urteilskraft entstehen. Es 
sind die neu gegründeten europäischen Universitäten 
in Frankfurt an der Oder und, noch nicht so weit ent-
wickelt, in Erfurt, an zwei ganz wichtigen Schnitt-
punkten der Kultur und der Geschichte. Wenn es dort 
gelänge, den Konnex zu finden, um das Schisma zwi-
schen Ost- und Westeuropa zu überwinden, dort an 
der polnischen Grenze, und die Beziehung zwischen 
der hochentwickelten Industrie in Süddeutschland 
und dem brachliegenden mitteldeutschen Industrie-
gebiet auch im Bereich der Wissenschaft herzustellen, 
dann bin ich ganz optimistisch, daß es uns auch gelin-
gen wird, eines der größten Probleme der deutschen 
Universitätslandschaft zu lösen, nämlich das Neben-
einander von drei ganz verschiedenen und bis jetzt 
unvereinbaren Universitätstypen in Berlin, der Hum-
boldt-Universität als historischer Universität, der 
Freien und der Technischen Universität. 

Ich könnte mir vorstellen, daß eine solche lehrfähige 
Wissenschaft es fertigbrächte, eine Gemeinschaft zu 
konstituieren zwischen einer befreiten, einer befrei-
enden und einer praktizierten Wissenschaft. Aber ich 
sage noch einmal: Das geht nur durch Entstaatlichung 
und Öffentlichkeit. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Nun hat der Bun-
desminister für Bildung und Wissenschaft, Dr. Rainer 
Ortleb, das Wort. 

Dr. Rainer Ortleb, Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft: Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Wenn ich mir anmaßen darf, zu-
nächst die Debatte bis hierhin zu analysieren, dann 
muß ich feststellen, daß quer über alle Fraktionen 
eigentlich eine breite Übereinstimmung besteht, daß 
Bildung ein Gut ist, das man nicht politisch zwischen 
Fraktionen zerreden darf, sondern es ist eigentlich nur 
notwendig, daß man es als unabdingbar anerkennt 
und daß man gemeinsam versucht, mit Respekt vor 
der Generation, die wir bilden, das Bestmögliche zu 
tun. 

In diesem Sinne, Herr Kuhlwein, habe ich auch 
nicht die Absicht, mich zu drücken, wenn hier in die-
ser Debatte der Finger in die Wunde gelegt worden 
ist. Wenn ich jetzt spreche, dann nur, um darzustellen, 
daß ich folgende Probleme kenne: 

Die Situation von Lehre und Studium an den Hoch-
schulen in der Bundesrepublik Deutschland wird 
durch die Entwicklung der Studienanfänger- und 
Studentenzahlen einerseits sowie andererseits durch 
die Umstrukturierung in den neuen Ländern be-
stimmt. Die Ausgangslage stellt sich wie folgt dar. 

Erstens. Entgegen früheren Erwartungen ist die 
Zahl der jährlichen Studienanfänger in der Bundesre-
publik Deutschland weiterhin gestiegen und wird 
auch Ende der 90er Jahre höher liegen als an deren 
Anfang. 

Zweitens. In den alten Ländern sind derzeit ca. 
810 000 flächenbezogene Studienplätze — Sie wis-
sen, das ist eine Verwaltungszahl — bei einem Aus- 
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bauziel von 850 000 ohne die vom Wissenschaftsrat 
empfohlenen zusätzlichen 50 000 Studienplätze im 
Fachhochschulbereich vorhanden. Insgesamt gibt es 
danach in der Bundesrepublik Deutschland knapp 
900 000 flächenbezogene Studienplätze. Unter „er-
schöpfender Nutzung" dieser Kapazität, wie das Bun-
desverfassungsgericht formuliert hat, haben wir damit 
für ca. 1,2 Millionen Studierende ausreichende Stu-
dienmöglichkeiten — Sie haben am Ton meiner 
Stimme gemerkt, wie ich das beurteile — , diese Kapa-
zität reicht aber eben nicht für dauerhaft höhere Stu-
dierendenzahlen. 

Drittens. Für die Gemeinschaftsaufgabe Hoch-
schulbau stehen in diesem und in den kommenden 
Jahren insgesamt 1,6 Milliarden DM zur Verfügung. 
Davon wurden den neuen Ländern jeweils 300 Millio-
nen DM reserviert. Die Anmeldungen der Länder und 
die vom Wissenschaftsrat als vorrangig eingestuften 
Vorhaben weisen selbst bei einem Realisierungsgrad 
von nur 80% mit 4,5 Milliarden DM einen erheblich 
höheren Finanzbedarf auf. 

Viertens. Mit den Hochschulsonderprogrammen I 
und II trägt der Bund entscheidend dazu bei, die Si-
tuation in Engpaßbereichen zu verbessern. Aber der 
Aspekt der Hochschulerneuerung in den neuen Län-
dern ist zu beachten, und zwar in dem Sinne: 

Die neuen Länder und Berlin haben die gesetzli-
chen Grundlagen für die Neuordnung von Hoch-
schule und Forschung sowie die personelle Erneue-
rung weitgehend geschaffen. 

Das Hochschulerneuerungsprogramm vom Juli 
1991 stellt für die Integration der Hochschulen der 
neuen Länder in das deutsche Hochschulsystem erfor-
derliche Mittel und Fördermaßnahmen zur Verfü-
gung. Ich möchte an dieser Stelle nicht mehr um Zah-
len streiten. Das Programm ist gestutzt worden, weil 
sich die alten Länder verweigert haben. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ferner sind hochschulpolitische Konsequenzen zu 
überdenken. Nachdem die Weichenstellungen zum 
Aufbau des Hochschulsystems im geeinten Deutsch-
land erfolgt sind, sind nun Entscheidungen von Bund 
und Ländern darüber gefordert, welche Maßnahmen 
wegen der anhaltend hohen Nachfrage der Studien-
anfänger im Hochschulbereich erforderlich sind. 

Erstens. Die Bundesregierung hat bereits in ihren 
Hochschulpolitischen Zielsetzungen von 1990 erklärt, 
daß im Hochschulbau die bisherigen Ausbauzielzah-
len überprüft werden müssen. 

Zweitens. Neben dem Ausbau des Hochschulbe-
reichs muß die Leistungsfähigkeit der Hochschulen in 
der Lehre verbessert werden. 

Lassen Sie mich dazu folgendes ausführen: Bund 
und Länder haben zur Verbesserung der Qualität der 
Lehre Maßnahmen mit dem Ziel entwickelt, den Stel-
lenwert der Lehre anzuheben. Die zu geringe Effi-
zienz der Hochschulausbildung läßt sich vor allem auf 
die unbewältigte Stoffülle, die mangelhafte Organisa-
tion insbesondere der Prüfungen und ihre negativen 
Auswirkungen auf die Fachstudienzeiten und schließ-

lich auf die unzureichenden Vermittlungsformen der 
Lehre zurückführen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Diese Mängel können nicht ausschließlich aus der 
Überlast erklärt werden. Verbesserungen in diesem 
Bereich sind allerdings nur mit den Hochschulleh-
rern, nicht gegen die Hochschullehrer zu errei-
chen. 

Drittens. Die Hochschulrektorenkonferenz hat sich 
auf ihrer Plenarversammlung in diesem Monat zur 
Situation anhaltend höherer Studienanfängerzahlen 
geäußert — ich zitiere — : 

Bei der unverändert hohen Zahl von Studieren-
den und der seit Jahren unveränderten Ausstat-
tung für Forschung und Lehre sehen sich die 
Hochschulen nicht mehr länger in der Lage, den 
Öffnungsbeschluß mitzutragen. 

Ich setze dagegen: Jede Erweiterung des Numerus 
clausus ist eine Beschränkung der grundgesetzlich 
garantierten Freiheit von Ausbildung und Beruf. 

(Beifall bei der FDP) 

Das heißt mit anderen Worten: Wir müssen dieses Pro-
blem anders lösen. 

(Dr. Karlheinz Guttmacher [FDP]: Sehr rich

-

tig!) 

Viertens. In der Versorgung mit staatlich geförder-
tem Studentenwohnraum besteht derzeit eine erheb-
liche Versorgungsdiskrepanz zwischen Ost und West: 
Während in den neuen Ländern für über 70 % der Stu-
dierenden entsprechender Wohnraum — wenn auch 
unter sehr schlechten Bedingungen — noch aus der 
Zeit der ehemaligen DDR bereitgestellt wird, können 
in den alten Ländern nur weniger als 10 % der Studie-
renden einen Platz in Studentenwohnheimen finden. 
Studentenwohnraumbau tut not. Das wurde früher für 
die Schiffahrt gesagt. 

Fünftens. Die BAföG-Leistungen müssen an die 
Veränderung des Einkommensniveaus und an die ge-
stiegenen Lebenshaltungskosten angeglichen wer-
den. 

(Dr. Karlheinz Guttmacher [FDP]: Sehr rich

-

tig!) 

Ich werde versuchen, das in der im nächsten Jahr fäl-
ligen Novelle zu manifestieren. 

Insgesamt kann ich sagen: Wenn wir über Frak-
tionsgrenzen hinweg Einverständnis über die Not-
wendigkeit von Bildung erzielen, dann bitte ich Sie 
auch, daß in Zukunft Einverständnis über die Finan-
zierung von Bildung hergestellt werden kann. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Nun hat die Kolle-
gin Doris Odendahl das Wort. 

Doris Odendahl (SPD): Verehrte nicht aufgeregte, 
aber durch das Thema hoffentlich anzuregende Frau 
Präsidentin! Meine Damen und Herren! Mit der Auf-
kündigung des Öffnungsbeschlusses von 1977 durch 
die Hochschulrektorenkonferenz haben die Rektoren 
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mit diesem Offenbarungseid der Zulassungsbe-
schränkungen aus ihrer zutreffenden Diagnose 
schlichtweg den falschen Schluß gezogen. 

(Zustimmung bei der SPD und des Abg. 
Dr. Wolfgang 	Ullmann 	[Bündnis 90/ 

GRÜNE]) 

Mir kommt die Situation so vor, als ob bei drohendem 
Untergang eines Schiffes zwar SOS gefunkt wird, 
aber sonst keinerlei Rettungsmaßnahmen ergriffen 
werden. 

Es war der sozialdemokratische Bildungsminister 
Helmut Rohde, der angesichts des Grundrechts auf 
Bildung, der steigenden Qualifikationsanforderungen 
sowie der geburtenstarken Jahrgänge dafür gesorgt 
hat, daß der damalige Bundeskanzler Helmut Schmidt 
und alle Ministerpräsidenten der Länder sich ver-
pflichtet haben, daß für die Zukunft weitere Zulas-
sungsbeschränkungen vermieden werden und beste-
hende Beschränkungen soweit als möglich abzu-
bauen sind. 

15 Jahre hat dieser Beschluß nun gehalten. Der 
Bund und die Länder haben durch vielfältige Maß-
nahmen und Sonderprogramme versucht, das im Öff-
nungsbeschluß festgehaltene Ausbauziel von 850 000 
Studienplätzen — berechnet für die alten Bundeslän-
der — zu erreichen. Wie sich seit längerem heraus-
stellt, war dieses Ausbauziel zu kurz gegriffen. Ob 
man jetzt sagt, der Herr Minister Möllemann war zu 
kurz gesprungen, unter der Latte her oder er hat sie 
gerissen, ist dabei nicht so entscheidend. 

Die SPD-Bundestagsfraktion hat auf die notwen-
dige Revision für den Hochschulbereich und seinen 
dringenden Umbau seit langem hingewiesen. Mit un-
zureichenden Uberlastmaßnahmen und befristeten 
Sonderprogrammen — ob nun Möllemann oder Ort-
leb genannt — des Bundes muß endlich Schluß ge-
macht werden. 

Dies allein reicht jedoch nicht aus. Alle Länder müs-
sen finanziell so ausgestattet werden, daß sie ihre Ver-
antwortung im Hochschul- und Wissenschaftsbereich 
wahrnehmen können. Aus dem Beschluß von 1977 
möchte ich folgendes zitieren: Der Bundeskanzler er-
klärt, daß er die bisherigen Bemühungen auf dem 
Gebiet der Studienreform als nicht befriedigend er-
achtet. Diese Erklärung ist heute so zutreffend wie 
1977. 

Auch die Hochschulen selbst müssen ihren Beitrag 
zur Effizienzverbesserung leisten. Machen wir uns 
doch nichts vor: Es gibt hier viele bisher nicht über-
dachte Ansätze und Möglichkeiten. Der Anspruch 
zwischen dem Vorlesungsverzeichnis und der Wirk-
lichkeit, der real abgehaltenen Vorlesung, klafft an 
manchen Hochschulen bemerkenswert auseinander. 
Vielleicht könnte hier ja einmal ein Gutachten von 
wirtschaftlicher Seite, wie es das viel beachtete Kien-
baum-Gutachten über die Schulen in NRW tut, einen 
Einblick verschaffen. 

(Zuruf von der FDP: Also ein lobenswertes 
Beispiel!) 

Wir werden uns dem nicht verschließen. 

Die Bund-Länder-Kommission muß die Arbeit an 
einem Hochschulentwicklungsplan unverzüglich auf-

nehmen — ob an einem runden oder eckigen Tisch, ist 
mir völlig egal. 

(Beifall bei der SPD) 

Ein rascher Ausbau der Studienkapazität auf min-
destens 1,1 Millionen Studienplätze — vorrangig im 
Fachhochschulbereich, für den schon ein fast vollstän-
diger NC gilt — , ist auch langfristig dringend erfor-
derlich. Die Hochschulen in den neuen wie in den 
alten Ländern sind, gemessen an der Gesamtzahl der 
bundesweit verfügbaren Studienplätze und des Hoch-
schulpersonals, höchst unzureichend ausgestattet. Ein 
weiterer Anstieg der Studentenzahlen auf etwa zwei 
Millionen Studierende bis zum Jahre 2000 ist abzuse-
hen. Auch danach ist ein Rückgang dieser Zahl auf 
unter 1,5 Millionen nicht zu erwarten. 

Ich meine, es gibt noch viele Dinge, die für die 
Dauer des Studiums verantwortlich zu machen sind: 
die Studiensituation, die Wohnraumsituation, die fi-
nanzielle Situation. Aber mit dem Notruf der Univer-
sitätsrektoren nach einer drastischen Ausweitung der 
Zulassungsbeschränkungen ist es nicht getan. Es ist 
das falsche Signal, gerade angesichts der Anforderun-
gen an die Hochschulen im geeinten Deutschland, 
jetzt das Handtuch zu werfen, anstatt die Ärmel hoch-
zukrempeln. 

Mein Appell richtet sich an den Bundesbildungsmi-
nister: Herr Ortleb, tun Sie es Ihrem sozialdemokrati-
schen Vorgänger Helmut Rohde gleich, der 1977 den 
Offnungsbeschluß herbeigeführt hat! Verteidigen Sie 
diesen Öffnungsbeschluß der Hochschulen mit Zäh-
nen und Klauen, und setzen Sie sich weiter dafür ein, 
daß der gesamte Beschluß in all seinen Teilen — kor-
rigiert auf die heutigen Anforderungen der Hochschu-
len im geeinten Deutschland — weiter praktiziert und 
umgesetzt wird. Die SPD-Bundestagsfraktion will Ih-
nen dabei ganz gern behilflich sein. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Nun hat der Kol-
lege Josef Hollerith das Wort. 

Josef Hollerith (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Mit Inter-
esse habe ich die Einschätzung eines Kollegen der 
SPD gehört, es sei auch Aufgabe der Universitäten 
und der Wirtschaft, qualifizierte Arbeitskräfte verfüg-
bar zu machen. Meine Damen und Herren, genau um 
diese Frage geht es. Am 1. Januar 1993 wird der Euro-
päische Binnenmarkt Realität. Deutschland wird ei-
nem verstärkten Standortwettbewerb ausgesetzt sein. 
Es wird darum gehen, daß wir das Bildungssystem 
diesen neuen Anforderungen qualifiziert und entwik-
kelt entgegensetzen. 

Wir haben drei Handlungsfelder, um uns für den 
Europäischen Binnenmarkt fitzumachen. 

Das erste Handlungsfeld ist die Aufgabe, unsere 
innerdeutschen Probleme zu lösen; d. h. die Hoch-
schuleinrichtungen in den neuen Bundesländern 
strukturell, materiell und personell zu qualifizieren. 
Zu diesem Thema ist bereits einiges gesagt worden. 
Ich möchte aber auf einen Aspekt hinweisen, und 
zwar auf den, daß noch im vergangenen Jahr 80 % der 
Hochschullehrer in den neuen Bundesländern Mit- 
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glieder der kommunistischen Partei waren. Es ist eine 
Aufgabe für Forschung und Lehre, qualifiziertes Per-
sonal in den neuen Ländern zu gewinnen. 

Das zweite Handlungsfeld, Deutschland im Euro-
päischen Binnenmarkt wettbewerbsfähig zu machen, 
beinhaltet die Aufgabe, die Studienzeiten zu verkür-
zen. Die Studienzeiten in Deutschland sind im EG-
Vergleich zu lang. Qualifizierte Hochschulabsolven-
ten aus Frankreich und Großbritannien, die sich bei-
spielsweise in Brüssel um entsprechende Positionen 
bewerben, sind in der Regel fünf Jahre jünger als die 
Bewerber aus der Bundesrepublik Deutschland. Hier 
sind dringend Maßnahmen gefordert. Ich nenne die 
Verbesserung der Studienberatung und der Studen-
tenbetreuung, die Überprüfung und Straffung der 
Studieninhalte und des Lehrveranstaltungsangebots, 
oft gefordert, aber leider immer noch nicht verwirk-
licht, die Überprüfung von Übungen, von Praktika 
und von Studienleistungen und die Beseitigung von 
Engpässen, die Straffung der Organisation und 
Durchführung von Prüfungen sowie die Schaffung 
von Anreizen für Hochschullehrer zur Verkürzung 
von Studienzeiten und zur Verbesserung der Lehr-
qualität. 

Schließlich dürfen wir das dritte Handlungsfeld, um 
Deutschland für den Europäischen Binnenmarkt wett-
bewerbsfähig zu machen, nicht aus dem Auge verlie-
ren, nämlich die Beseitigung des Mißverhältnisses 
zwischen der Frequentierung der beruflichen Bil-
dung und der Hochschulbildung. Die derzeitige 
Situation ist die, daß erstmals in diesem Jahr die Zahl 
der Studenten höher ist als die Zahl der Auszubilden-
den in den beruflichen Fächern. Das ist die Wahrheit. 
Hält dieser Trend an, verliert unsere Volkswirtschaft 
über kurz oder lang eine wesentliche Voraussetzung 
ihrer Wachstumskraft. 

Feststellbar bleibt ein enger Zusammenhang zwi-
schen der zahlenmäßigen Entwicklung der Haupt-
schulabsolventen und der Ausbildungsverhältnisse 
im Handwerk. In den letzten zehn Jahren sank die 
Zahl der Hauptschulabsolventen um 43 %. In ver-
gleichbarem Ausmaß sank auch die Zahl der Ausbil-
dungsverhältnisse im Handwerk, obwohl die gesamte 
Schülerzahl in diesem Zeitraum nur um 22 % ab-
nahm. 

Fazit dieser Zahlen: Die Absolventen der Haupt-
schule stellen das Hauptpotential derer dar, die eine 
handwerkliche Ausbildung ergreifen. Konsequenz 
muß daher sein, die Stärkung dieser Schulart als 
Schlüsselrolle im Auge zu behalten, damit für eine 
bedarfsgerechte Versorgung des Handwerks mit 
Nachwuchskräften gesorgt ist. 

(Eckhard Kuhlwein [SPD]: Das sind Schluß

-

folgerungen von hinten durch die Brust ins 
Auge!) 

Meine Damen und Herren, auch in dieser hoch-
schulpolitischen Debatte muß die Frage der Gewich-
tigkeit von beruflicher Bildung und von Hochschulbil-
dung diskutiert werden. Ich danke deshalb Herrn Bil-
dungsminister Ortleb, daß er ein Zeichen gesetzt hat, 
indem er eine Begabtenförderung in der beruflichen 
Bildung eingeführt hat. Das ist ein wichtiger und rich-
tiger Schritt. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Nun hat als letzter 
Redner der Kollege Dr. Michael Luther das Wort. 

Dr. Michael Luther (CDU/CSU): Sehr verehrte Frau 
Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich komme 
aus einem der neuen Bundesländer und darf mich 
deshalb in meinem Beitrag besonders auf die neuen 
Länder beschränken. Ich glaube, daß die Aktuelle 
Stunde, die von der SPD beantragt wurde, das als 
Duktus behält. Leider hat die SPD bisher nicht beson-
ders betont, daß es eigentlich um die Situation in den 
neuen Bundesländern geht. In der DDR wurde nie 
vom Numerus clausus gesprochen, aber es gab dort 
Plankennzahlen bei der Immat rikulation. Wer einmal 
studierte, kam, weil es wiederum Plankennzahlen 
gab, gut bis zum Ende des Studiums. 

Deswegen begrüße ich es, daß die Freiheit des Stu-
diums, wie sie hier in der alten Bundesrepublik üblich 
war, jetzt auch bei uns in den neuen Bundesländern 
gegeben ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Aber es ist festzustellen, daß die Studienkapazitä-
ten völlig überlastet sind. Diese Überlastung wird mo-
mentan auch noch dadurch verstärkt, daß sich die Stu-
denten aus den neuen Bundesländern gerade an den 
renommierten und manchmal vielleicht auch ein biß-
chen glorifizierten Einrichtungen in den alten Bun-
desländern bewerben, die sie vorher nie besuchen 
durften. 

Das Ganze wird verstärkt durch das Problem der 
Abwanderung von wissenschaftlichem Personal aus 
den neuen Bundesländern, und es wird überlagert 
durch die Zerreißprobe der Vergangenheitsbewälti-
gung, die die Mitarbeiter in den Hochschulen der 
neuen Bundesländer belastet. 

Was wird getan? Ich glaube, es wird schon eine 
ganze Menge getan. Es wird versucht, das wissen-
schaftliche Personal zu halten. Es gibt ein Programm 
in Höhe von 10 Millionen DM, um bei Bleibeverhand-
lungen entsprechendes anbieten zu können. 

Es wird versucht, eine Verbesserung der Ausstat-
tung zu erreichen, beispielsweise im Rahmen des Ge-
meinschaftswerks Aufschwung Ost. Die Zahlen sind 
bekannt; ich möchte sie nicht wiederholen. Aber diese 
Zahlen müssen in Zukunft sicher höher ausfallen, 
wenn diejenigen Aufgaben erfüllt werden sollen, die 
bestehen. 

Ein weiteres Problem sind die Evaluierungsvor-
schläge des Wissenschaftsrats. Für manche Einrich-
tungen bedeutet diese neue Orientierung erhebliche 
Schwierigkeiten. Da ich aus Zwickau komme, möchte 
ich folgendes Beispiel anführen. Die Technische 
Hochschule Zwickau wird in eine Fachhochschule 
umgewandelt, und die Pädagogische Hochschule 
wird an Chemnitz angegliedert. Ich glaube, daß ist 
keine glückliche Entwicklung, da gerade in den letz-
ten zwei Jahren zwischen diesen beiden Bildungsein-
richtungen eine sehr sinnvolle Zusammenarbeit ent-
standen ist. Ich glaube, daß es sich lohnt, über diesen 
Weg neu nachzudenken. 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode — 56. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 13. November 1991 	4667 

Dr. Michael Luther 

Ein neuer Weg in der Bildungspolitik der Bundesre-
publik Deutschland und vor allem auch der Länder 
kann nicht die uneingeschränkte Fortsetzung des bis-
herigen Weges sein. Ich hatte schon gesagt: Ich be-
grüße die freie Hochschulzugangsberechtigung, ob-
wohl ich feststellen muß, daß genau dies dazu geführt 
hat, daß der wertvolle Mensch nur der studierte 
Mensch ist. Das ist genau der Gegensatz zu dem, was 
in der DDR galt: Dort war der wertvolle Mensch nur 
der Arbeiter, der wertvollste Mensch war natürlich der 
Parteiarbeiter. Ich glaube, beide Modelle sind nicht 
ganz richtig. 

Die Tatsache, daß es heute in der Bundesrepublik 
mehr Studenten als Auszubildende gibt, wobei eine 
ganze Menge Studienplätze fehlen und Ausbildungs-
plätze in einem gewissen Umfang unbesetzt sind, muß 
Warnung genug sein. Es ist für meine Begriffe unehr-
lich gegenüber den jungen Menschen, wenn man je-
manden mit falschen Erwartungen ins Leben 
schickt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Günter Rixe [SPD]: Wer macht das?) 

Es ist nicht richtig, wenn wider besseres Wissen dem 
jungen Menschen nicht geholfen wird, seinen Le-
bensweg rechtzeitig zu finden. Ich meine, schon heute 
ist für den handwerklichlichen Beruf eine hohe Allge-
meinbildung erforderlich. 

(Günter Rixe [SPD]: Dem stimmen wir zu!) 

Weiterhin muß an den Hochschulen die Attraktivi-
tät der Lehre verbessert werden. Hier gibt es Erfah-

rungen in den neuen Bundesländern, wo eine sehr 
intensive Betreuung der Studenten an den Hochschu-
len erfolgte. 

Schwerpunkt muß der Ausbau der Hochschulen in 
den neuen Bundesländern sein. Das gehört auch zur 
Erfüllung der Forderung aus dem Grundgesetz, aus-
geglichene Lebensverhältnisse in ganz Deutschland 
zu schaffen. 

Es gibt bereits eine ganze Menge guter Ansätze. 
Wir sollten die Chance des Umbruchs nutzen. Das 
führt natürlich auch zu Veränderungen im Westteil 
Deutschlands. Das trifft dort nicht nur auf Wohlgefal-
len. Das liegt aber nicht an der deutschen Einheit 
— nach dem Motto: Was haben wir uns denn mit der 
DDR eingehandelt? —, sondern das liegt an dem, was 
uns Europa in seiner Gesamtheit aufträgt. Die deut-
sche Einheit ist die Chance für Deutschland, Vorreiter 
bei einer neuen deutschen und europäischen Bil-
dungspolitik zu sein. 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Damit ist die Ak-
tuelle Stunde beendet. Wir sind damit am Schluß un-
serer heutigen Tagesordnung. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun-
destages auf morgen, Donnerstag, den 14. November 
1991, 9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 15.15 Uhr) 
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Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Anlage 2 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Horst Schmidbauer auf die 
Fragen des Abgeordneten Harald B. Schäfer (Offen-
burg) (SPD) (Drucksache 12/1513 Fragen 3 und 4): 

Ist dem Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktor-
sicherheit als der zuständigen Aufsichts- und Genehmigungsbe-
hörde und wenn ja, seit wann, bekannt, daß Akten für die Teil-
genehmigung der Hanauer Plutoniumverarbeitung vom De-
zember 1990 an vorübergehend beim Antragsteller gelagert 
wurden? 

Ist dem Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktor-
sicherheit die Erklärung der Firma Siemens bekannt, daß die 
Zwischenlagerung der Genehmigungsunterlagen auf Bitten des 
ehemaligen hessischen Ministers für Umwelt und Reaktorsi-
cherheit, Karlheinz Weimar, aufgrund des Umzugs des Ministe-
riums für Umwelt und Reaktorsicherheit erfolgt ist? 

Zu Frage 3: 

Nachdem der Bundesminister für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit am 2. November 1991 
außerhalb des bundesaufsichtlichen Behördenver-
kehrs Kenntnis davon erhalten hatte, daß Ende 1990 
Akten der Genehmigungsbehörde ausgelagert wor-
den sein sollen, hat er mit Schreiben vorn 6. November 
1991 den Hessischen Minister für Umwelt, Energie 
und Bundesangelegenheiten um Bericht zu diesem 
Vorgang und um Bewertung gebeten. Der Bericht 
wurde am 8. November 1991 übermittelt. 

Das Hessische Ministerium für Umwelt, Energie 
und Bundesangelegenheiten teilt darin mit, im Rah-
men einer Bestandsaufnahme im Januar 1991 sei fest-
gestellt worden, daß die Unterlagen zur 5. Teilerrich-
tungsgenehmigung Siemens-MOX-Verarbeitung, er-
teilt am 29. Oktober 1990, in der zuständigen Abtei-
lung über einen längeren Zeitraum nicht verfügbar 
waren. Die Unterlagen seien Anfang Dezember 1990 
zur Firma Siemens verbracht worden. In dem Bericht 
hat das Hessische Ministerium für Umwelt, Energie 
und Bundesangelegenheiten offengelassen, ob es sich 
um Behördenakten handelte. Aus dem „Bericht über 
die bisherigen Erkenntnisse zur Auslagerung von Ak-
ten der atomrechtlichen Genehmigungsbehörde bei 
der Firma Siemens" des Hessischen Ministeriums für 
Umwelt, Energie und Bundesangelegenheiten vom 
11. November 1991, der am 12. November 1991 in öf-
fentlicher Sitzung des Unterausschusses für Atom-
angelegenheiten des Umweltausschusses des Hessi-
schen Landtags vorgetragen und am 13. November 
1991 dem Bundesminister für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit übermittelt worden ist, ergibt 
sich, daß der dortige Staatssekretär bereits am 21. Ok-
tober 1991 über „Verfahrensauffälligkeiten bei der 
Erteilung der 5. und 6. Teilerrichtungsgenehmigung 
für die Siemens MOX-Anlage unterrichtet" worden 
ist. 

Zu Frage 4: 

Auf die Anfrage des Bundesministers für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit vom 6. November 
1991 hat das Hessische Ministerium für Umwelt, Ener-
gie und Bundesangelegenheiten mit Schreiben vom 
8. November 1991 mitgeteilt, daß aufgrund einer tele- 
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fonischen Anfrage vom 7. November 1991 die Fa. Sie-
mens erklärt habe, die Unterlagen seien auf ausdrück-
lichen Wunsch des Hessischen Umweltministeriums 
am 3. Dezember 1990 im Dokumentationszentrum des 
Siemens-Brennelementewerkes Hanau eingelagert 
worden. Das Hessische Ministerium für Umwelt, 
Energie und Bundesangelegenheiten hat darüber hin-
aus mitgeteilt, daß sich der Staatsanwalt seit dem 
7. November 1991 aufgrund von Presseveröffentli-
chungen mit dem Vorgang befasse. 

Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Horst Seehofer auf die Fra-
gen des Abgeordneten Adolf Ostertag (SPD) (Druck-
sache 12/1513 Fragen 7 und 8): 

Treffen Pressemeldungen zu (Wirtschaftswoche Nr. 44 vom 
25. Oktober 1991), wonach die Bundesregierung bestrebt ist, die 
Entgelthöhe für Beschäftigte in Beschäftigungs- und Qualifizie-
rungsgesellschaften soweit abzusenken, daß sie deutlich unter 
dem Niveau der Tariflöhne in den neuen Ländern liegen, und 
wenn ja, welche gesetzlichen oder verordnungsrechtlichen Vor-
aussetzungen müssen geschaffen werden, damit eine derartige 
Absenkung möglich ist? 

Stehen die in Frage 7 genannten Bestrebungen der Bundesre-
gierung im Zusammenhang mit den Koalitionsvereinbarungen 
der Regierung, die auch eine Deregulierung der arbeitsmarkt-
spezifischen Gesetzgebung vorsehen, und wenn ja, zu welchen 
Ergebnissen ist die Bundesregierung bislang hierbei gekom-
men? 

Zu Frage 7: 

Aufgrund einer Koalitionsabsprache von August 
des Jahres hat sich eine Arbeitsgruppe unter der Lei-
tung des Bundesministers für Arbeit und Sozialord-
nung u. a. mit der Frage beschäftigt, ob ein ,,Tarifab-
schlag" auf Arbeitsentgelte von Arbeitnehmern, die in 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen (ABM) beschäftigt 
sind, durch gesetzliche oder tarifvertragliche Rege-
lung rechtlich zulässig sei. Noch während der Tätig-
keit der Arbeitsgruppe sind unterschiedliche Stand-
punkte der Öffentlichkeit zugänglich geworden (vgl. 
Handelsblatt vom 26. September 1991, S. 6, und vom 
30. September 1991, S. 5). 

Gegen einen gesetzlich vorgeschriebenen Tarifab-
schlag für ABM-Arbeitnehmer bestehen erhebliche 
verfassungsrechtliche Bedenken. Das gilt auch für 
ABM-Arbeitnehmer in Gesellschaften zur Arbeitsför-
derung, Beschäftigung und Strukturentwicklung im 
Sinne der Rahmenvereinbarung der Treuhandanstalt 
vom 17. Juli 1991. Ein eigener Tarifvertrag für ABM

-

Arbeitnehmer wäre jedoch zulässig. 

Zu Frage 8: 

In den Koalitionsvereinbarungen ist keine Deregu-
lierung der arbeitsmarktspezifischen Regelungen vor-
gesehen. Die Koalitionsvereinbarungen enthalten nur 
die Abrede, daß die Ergebnisse der von der Bundes-
regierung eingesetzten Deregulierungskommission in 
einer Arbeitsgruppe der Koalition beraten werden sol-
len. Die Vorschläge der Deregulierungskommission 
betreffen jedoch nicht die Regelungen über die För-
derung von Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen. 

Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Horst Seehofer auf die Fra-
gen des Abgeordneten Hans-Joachim Fuchtel (CDU/ 
CSU) (Drucksache 12/1513 Fragen 9 und 10): 

Ist es nach bisherigen Erkenntnissen möglich, mit einem 
Pflichtversicherungsbeitrag von 35 bis 45 DM pro erwachsener 
Person, eine umfassende Pflegeversicherung mit sofortiger Wir-
kung zu realisieren, oder wie hoch müßten nach Erkenntnissen 
der damit befaßten Ministerien die Beiträge für eine Privat-
pflichtversicherung angesetzt werden? 

Wie groß müßte das Finanzvolumen sein, um den Bedarf bei 
einem Eintritt in eine umfassende Pflegepflichtversicherung bei 
den Leistungen an die Betroffenen abdecken zu können, und 
könnte dies durch eine private Pflegepflichtversicherung unver-
züglich erreicht werden? 

Zu Frage 9: 

Nach allgemeiner Auffassung muß es das Ziel einer 
Pflegeversicherung sein, die Pflegebedürftigen weit-
gehend von der Inanspruchnahme von Sozialhilfelei-
stungen unabhängig zu machen. Dafür erforderlich 
sind bei stationärer Pflege Leistungen bis zu 2 000 DM 
monatlich. Für diese Leistungen reichen monatliche 
Beiträge von 35 DM bis 45 DM nicht aus. Ein einheit-
licher Beitrag, der für alle Pflegebedürftigen ein Pfle-
gegeld bis zu 2 000 DM monatlich vorsieht, müßte für 
das Einführungsjahr bei ca. 100 DM monatlich liegen, 
wenn man den Durchschnittsbeitrag aus den alters-
spezifischen risikoäquivalenten Prämien für die heu-
tige Bevölkerung ermittelt. Dieser einheitliche Beitrag 
von ca. 100 DM monatlich müßte von jedem Versi-
cherten entrichtet werden, also auch von einer nicht 
erwerbstätigen Ehefrau. 

Zu Frage 10: 

Nach den Berechnungen des Bundesministeriums 
für Arbeit und Sozialordnung ist für 1991 ein Finanz-
volumen von 25,2 Milliarden DM erforderlich, um die 
Leistungen für die heute bereits Pflegebedürftigen 
(22,2 Milliarden DM) und die soziale Sicherung der 
häuslichen Pflegepersonen (3 Milliarden DM) bezah-
len zu können. Die heute bereits Pflegebedürftigen 
können nicht in eine private Pflegepflichtversiche-
rung aufgenommen werden, weil der Versicherungs-
fall bereits eingetreten ist. Für diesen Personenkreis 
stehen daher keine Leistungen einer privaten Pfle-
gepflichtversicherung zur Verfügung. 

Zur Sicherung der Finanzierung der Pflegeleistun-
gen an diesen Personenkreis muß ein Finanzierungs-
fonds eingerichtet werden. Es liegen der Bundesre-
gierung keine Schätzungen darüber vor, ab welchem 
Zeitpunkt ein solcher Fonds seine Arbeit aufnehmen 
könnte. 

Anlage 5 

Antwort 

der Parl. Staatssekretärin Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
auf die Fragen des Abgeordneten Wolf-Michael Ca-
tenhusen (SPD) (Drucksache 12/1513 Fragen 11 und 
12): 
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Sind in der Bundesrepublik Deutschland schon Anfragen oder 
Anträge zur Durchführung einer somatischen Gentherapie bei 
der Zentralen Kommission für die Biologische Sicherheit gestellt 
worden, und um welche Projekte handelt es sich dabei im ein-
zelnen? 

Welche Genehmigungen sind für die Durchführung eines 
Vorhabens zur somatischen Gentherapie in Deutschland erfor-
derlich, und wie wird dabei die Einbeziehung einer für thera-
peutische Versuche am Menschen erforderlichen zentralen 
Ethik-Kommission sichergestellt? 

Zu Frage 11: 

Der Geschäftsstelle der Zentralen Kommission für 
die Biologische Sicherheit liegen bislang Anfragen 
oder Anträge zur Durchführung einer somatischen 
Gentherapie am Menschen in der Bundesrepublik 
nicht vor. Es liegen auch keine Anträge, Anmeldun-
gen oder Anfragen zu gentechnischen Arbeiten im 
Sinne des Gentechnikgesetzes vor, die erkennbar im 
unmittelbaren Zusammenhang mit einer somatischen 
Gentherapie stehen. 

Zu Frage 12: 

a) Eine Genehmigungspflicht für die somatische 
Gentherapie am Menschen als solche gibt es nicht. 
Das Einbringen von neuen Erbinformationen in soma-
tische Zellen des Menschen mit gentechnischen Me-
thoden ist aber eine gentechnische Arbeit im Sinne 
des Gentechnikrechts und muß nach dessen Vor-
schriften gegebenenfalls angemeldet und jedenfalls 
in einer gentechnischen Anlage durchgeführt wer-
den. 

b) Beim gegenwärtigen Kenntnisstand ist wohl jede 
Gentherapie als klinischer Versuch am Menschen an-
zusehen. Für solche klinischen Versuche schreiben 
die Berufsordnungen der Ärzte in den alten Bundes-
ländern vor, daß sich der Arzt vor ihrer Durchführung 
von einer bei den Landesärztekammern oder bei einer 
medizinischen Fakultät gebildeten Ethik-Kommission 
über die mit seinem Vorhaben verbundenen berufs-
ethischen und berufsrechtlichen Fragen beraten läßt. 
Eine zentrale Ethik-Kommission zur somatischen 
Gentherapie etwa bei der Bundesärztekammer be-
steht nicht. 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Dieter Schulte auf die 
Frage des Abgeordneten Simon Wittmann (Tännes-
berg) (CDU/CSU) (Drucksache 12/1513 Frage 15): 

Teilt die Bundesregierung die Meinung, daß das Personenbe-
förderungsgesetz dahin gehend geändert werden muß, daß die 
Streckenkonzessionen durch Gebietskonzessionen ersetzt wer-
den müssen, um flächendeckende Lösungen für den Personen-
nahverkehr zu ermöglichen? 

Der Verkehrsausschuß des Deutschen Bundestages 
hat am 30. Mai 1990 im Zusammenhang mit den Bera-
tungen über den Bericht der Bundesregierung über 
den öffentlichen Personennahverkehr in der Fläche 
festgestellt, daß sich der Ordnungsrahmen des Perso-
nenbeförderungsgesetzes bewährt hat und genügend 
Gestaltungsspielraum bietet. 

Dabei ist an die Regelung des § 2 Absatz 7 des 
Personenbeförderungsgesetzes ( „Experimentierklau-
sel") zu denken und an die durch das Dritte Rechts-
bereinigungsgesetz geschaffene Möglichkeit, den 
Schülerverkehr als Sonderform des Linienverkehrs 
vom Verbot der Mitnahme anderer Fahrgäste zu be-
freien (§ 2 Abs. 4 des Personenbeförderungsgeset-
zes). 

Auch die Bundesregierung will daher an dem 
Grundsatz der freiwilligen Zusammenarbeit der Ver-
kehrsunternehmen festhalten. 

Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Dieter Schulte auf die 
Fragen der Abgeordneten Dr. Maria Böhmer (CDU/ 
CSU) (Drucksache 12/1513 Fragen 16 und 17): 

Wird die Bundesregierung nach einer Privatisierung der Re-
gionalbusgesellschaften der Deutschen Bundesbahn Aus-
gleichszahlungen für nicht kostendeckende Leistungen der 
Nachfolgegesellschaften z. B. bei der Beförderung von Schülern 
leisten? 

Wird es seitens der Bundesregierung Vorgaben geben, die 
auch für die Zukunft die Vernetzung von Bahn- und Busverkehr 
sicherstellen? 

Zu Frage 16: 

Nein. Ausgleichszahlungen für nicht kostendek-
kende Leistungen, — z. B. bei der Beförderung von 
Schülern — obliegen im Linienverkehr mit Kraftfahr-
zeugen nach § 45a Absatz 3 des Personenbeförde-
rungsgesetzes den Ländern, in deren Gebiet der Ver-
kehr betrieben wird. Das gilt nach der Änderung des 
Personenbeförderungsgesetzes durch das Haushalts-
begleitgesetz 1991 unabhängig davon, ob sich die je-
weilige Regionalbusgesellschaft noch im Eigentum 
der Deutschen Bundesbahn oder bereits in privatem 
Eigentum befindet. 

Zu Frage 17: 

Ja. Zu den Rahmenbedingungen der Bahnbus-Hol-
ding GmbH (BBHG) beim Verkauf der Regionalbus-
gesellschaften gehört u. a., daß die Erwerber vertrag-
lich in die mit der Deutschen Bundesbahn bestehen-
den Verträge zur Abstimmung der Fahrpläne von 
Schiene und Bus und zur Schaffung gemeinsamer 
Tarifangebote eintreten müssen. 

Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Dieter Schulte auf die 
Fragen der Abgeordneten Elke Ferner (SPD) (Druck-
sache 12/1513 Fragen 18 und 19): 

Auf welchen Teilstücken der Strecke Saarbrücken—Mann-
heim werden nach den Plänen der Bundesregierung zur Reali-
sierung einer Hochgeschwindigkeitsverbindung zwischen Ost-
frankreich und Mannheim über Saarbrücken Geschwindigkei-
ten von mindestens 200 km/h erreicht, und welche Konzeption 
verfolgt die Bundesregierung zur Beseitigung der Langsamfahr-
strecken, insbesondere zwischen Hochspeyer und Neustadt? 
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Wie steht die Bundesregierung zu einer Stufenlösung, in der 
kurzfristig der Ausbau von Teilstücken der Strecke Saarbrük-
ken—Mannheim realisiert wird und gleichzeitig die erforderli-
chen Verfahren (Raumordnungsverfahren, Umweltverträglich-
keitsprüfung etc.) eingeleitet werden, uni mittelfristig die Lang-
samfahrstrecken durch Neubauten zu umgehen? 

Zu Frage 18: 

Im Rahmen der Schnellbahnverbindung Paris—Ost-
frankreich—Südwestdeutschland ist geplant, in der 
Relation Saarbrücken — Mannheim zwischen St. Ing-
bert und Kaiserslautern sowie zwischen Neustadt/ 
Weinstraße und Ludwigshafen, also auf rund 2/3 der 
deutschen Teilstrecke, Geschwindigkeiten von 
200 km/h zu erreichen. 

Die Bundesregierung beabsichtigt, nach Abschluß 
der Vereinbarung mit Frankreich zum Bau der 
Schnellbahnverbindung für die Strecke zwischen 
Hochspeyer und Neustadt weitere Untersuchungen 
mit dem Ziel einer Fahrzeitverbesserung durch ko-
stengünstigere Lösungen als den Pfalztunnel durch-
zuführen. 

Zu Frage 19: 

Ausbaumaßnahmen für Teilstücke der Strecke 
Saarbrücken—Ludwigshafen/Mannheim, für die 
keine planungsrechtlichen Verfahren notwendig 
sind, können kurzfristig nach Abschluß der Vereinba-
rung mit Frankreich, der im Zeitraum März/Juni 1992 
erwartet wird, begonnen werden. 

Ebenso können dann die planungsrechtlichen Ver-
fahren eingeleitet werden. Raumordnungsverfahren 
sind im Saarland voraussichtlich nicht erforderlich. 

Anlage 9 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Bernd Neumann auf die 
Frage des Abgeordneten Simon Wittmann (Tännes-
berg) (CDU/CSU) (Drucksache 12/1513 Frage 28): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die vom Fraunhofer-Insti-
tut für Lebensmitteltechnologie und Verpackung im Auftrag des 
Bundesministeriums für Forschung und Technologie erstellte 
und im August 1991 veröffentlichte Studie „Untersuchungen 
zum Einsatz bioabbaubarer Kunststoffe im Verpackungsbe-
reich", und welchen politischen Handlungsbedarf leitet sie dar-
aus ab? 

Der Einsatz bioabbaubarer Kunststoffe insbeson-
dere im Verpackungsbereich wird seit einiger Zeit als 
eine Möglichkeit zur Reduktion des anfallenden Mülls 
diskutiert. Der BMFT hatte diesen Gedanken frühzei-
tig aufgegriffen und die FhG Anfang 1989 beauftragt, 
mit der genannten Studie das Anwendungspotential 
dieser Kunststoffe im Verpackungsbereich zu analy-
sieren und die Rahmenbedingungen für einen breiten 
Einsatz zu untersuchen. 

Die Studie ist u. a. zu folgenden Ergebnissen ge-
kommen: 

— Es gibt bereits eine große Zahl bioabbaubarer 
Kunststoffe auf dem Markt oder kurz vor der 
Markteinführung. Diese Stoffe sind aber bezüglich 
der technischen Anforderungen und in wirtschaft

-

licher Hinsicht im Vergleich zu den konventionel-
len Standardmaterialien nicht konkurrenzfähig. 
Trotz erheblicher weltweiter FuE-Bemühungen ist 
ein entscheidender Durchbruch nicht zu erken-
nen. 

— Über die Umweltverträglichkeit der Abbaupro-
dukte liegen bisher nur geringfügige Erfahrungen 
vor. Dazu wären für jedes Produkt umfangreiche 
Untersuchungen anzustellen. Solche produktbezo-
genen Untersuchungen sollten nach Meinung an-
derer Experten auch eine (Gesamt-)Ökobilanz 
beinhalten, da Ressourcenverbrauch und Herstel-
lungsverfahren in die Bewertung einzubeziehen 
seien. 

— Um die angestrebten Ziele, nämlich Deponieentla-
stung und die Gewinnung biologisch einwand-
freien Kompostes, zu erreichen, ist eine sortenreine 
Sammlung und die Bereitstellung entsprechender 
Verwertungsanlagen erforderlich. 

Die Sammlung und stoffliche Wiederverwertung 
von Verpackungen ist in der am 21. Juni 1991 in Kraft 
getretenen „Verordnung über die Vermeidung von 
Verpackungsabfällen " geregelt, deren 1. Stufe am 
1. Dezember 1991 anläuft. Die Art der stofflichen Ver-
wertung ist aus marktwirtschaftlichen Gründen den 
betroffenen Herstellern und dem Handel weitgehend 
freigestellt. 

Nach den bisherigen Erkenntnissen weisen dem-
nach bioabbaubare Kunststoffe im Verpackungsbe-
reich keine so überzeugenden Vorteile gegenüber 
herkömmlichen Materialien auf, daß sie umfangrei-
chere Fördermaßnahmen zur Stimulierung eines brei-
ten Einsatzes rechtfertigen würden. Es bleibt zunächst 
einmal abzuwarten, welche Wege Industrie und Han-
del bei der Umsetzung der Verpackungsverordnung 
beschreiten werden. Der BMFT beobachtet die wei-
tere Entwicklung, um ggf. in Abstimmung mit den 
anderen beteiligten Ressorts die Intentionen der Ab-
fallpolitik der Bundesregierung durch flankierende 
Fördermaßnahmen zu unterstützen. 

Anlage 10 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Bernd Neumann auf die Fra-
gen der Abgeordneten Renate Jäger (SPD) (Drucksa-
che 12/1513 Fragen 29 und 30): 

Bleibt die Bundesregierung dabei, daß es laut Einigungsver-
trag für die zu entlassenden Mitarbeiter der ehemaligen Akade-
mieinstitute der Deutschen Demokratischen Republik keine so-
ziale Absicherung gibt, und würde sie bei notwendig werden-
den Einsparungsmaßnahmen in den Altbundesländern glei-
chermaßen vorgehen? 

Auf welchem Wege will die Bundesregierung ein annähern-
des Gleichgewicht sowie eine gerechte Verteilung in den For-
schungslandschaften der neuen und alten Bundesländer her-
stellen? 

Zu Frage 29: 

Nach Art. 38 Einigungsvertrag enden mit Ablauf 
des Jahres 1991 alle Arbeitsverträge der Mitarbeiter 
der ehemaligen Akademien AdW, AdL und Bauaka-
demie der DDR. 
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Wegen der durch den Wissenschaftsrat durchgeführ-
ten Evaluierung gab es in den Akademie-Instituten im 
Unterschied zum sonstigen öffentlichen Dienst der ehe-
maligen DDR eine längere Übergangszeit von 15 Mo-
naten bei voller Arbeitsfähigkeit und vollen Gehältern 
bis Ende 1991. Das Ergebnis der Evaluierung führt zum 
Aufbau neuer Institute zum Jahreswechsel mit Arbeits-
möglichkeiten für über die Hälfte der jetzt noch vorhan-
denen Beschäftigten, die Maßnahmen des Hochchul-
erneuerungsprogramms eingeschlossen. 

Für den verbleibenden kleineren Teil — soweit er 
keinen neuen Arbeitsplatz gefunden hat oder fin-
det — greifen die allgemeinen Hilfen der Bundesan-
stalt für Arbeit sowie die Sonderregelungen für das 
Beitrittsgebiet wie beispielsweise die Arbeitsbeschaf-
fungsmaßnahmen (ABM) oder die Vorruhestandsre-
gelung. Eine soziale Absicherung ist somit gegeben. 

Ein Vergleich mit Einsparungsmaßnahmen in den 
Altbundesländern ist irreführend, da es sich im Beitritts-
gebiet um einen völligen Neuaufbau der öffentlich ge-
tragenen außeruniversitären Forschung handelt. Der 
Übergang von zentralistischen Wissenschaftssystemen 
der DDR in unsere föderale, vom wissenschaftlichen 
Wettbewerb gekennzeichnete Forschungslandschaft 
muß auch im Interesse der Wissenschaft selbst den vor-
gefundenen personellen Überhang abbauen. 

Zu Frage 30: 

Nach der grundgesetzlichen Ordnung sind für 
Bildung, Wissenschaft und Forschung die Länder 
verantwortlich. Die Bundesregierung wird im Rahmen 
der gemeinsamen Forschungsförderung nach Art. 91 b 
GG wie bisher auch auf eine angemessene Verteilung 
zwischen den Ländern achten, dies gilt auch für die 
Ressortforschung des Bundes. Jedoch kann dieser 
Aspekt gegenüber dem Engagement der einzelnen 
Länder und qualitativen Gesichtspunkten nicht im Vor-
dergrund stehen. Die großen Unterschiede auch in den 
alten Ländern spiegeln dies wider. 

Anlage 11 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Hans-Peter Repnik auf die 
Frage des Abgeordneten Jürgen Augustinowitz 
(CDU/CSU) (Drucksache 12/1513 Frage 33): 

Welche Auswirkungen hat das Streben nach Atomwaffen von 
Pakistan, Indien, Argentinien, Brasilien, Algerien für die ent-
wicklungspolitische Zusammenarbeit mit der Bundesrepublik 
Deutschland, und wie ist die Rolle von China in diesem Zusam-
menhang zu beurteilen? 

Grundlage für Entscheidungen der Bundesregie-
rung können nicht Mutmaßungen über das Streben 
nach Atomwaffen, sondern müssen Tatsachen sein. 
Unter den von Ihnen genannten Ländern sind nach 
Kenntnis der Bundesregierung Algerien, Argentinien 
und Brasilien nicht in der Lage, Atomwaffen zu pro-
duzieren. Dennoch beobachten wir Entwicklungen in 
diesem Bereich sorgfältig. 

Art und Umfang der entwicklungspolitischen Zu-
sammenarbeit mit unseren Partnern im Süden richten 
sich nach der Beurteilung der wirtschaftlichen und 
politischen Rahmenbedingungen. Eines unter den 
Kriterien zur Bewertung der politischen Rahmenbe-

dingungen ist die Höhe der Rüstungsausgaben eines 
Landes. Dabei findet auch die Atomrüstung Berück-
sichtigung. Andere Kriterien sind: Beachtung der 
Menschenrechte, Beteiligung der Bevölkerung am 
politischen Prozeß, Gewährleistung von Rechtssicher-
heit, Schöpfung einer marktfreundlichen Wirtschafts-
ordnung und Entwicklungsorientierung des staatli-
chen Handelns. 

China ist ein Kernwaffenstaat. Die chinesische Re-
gierung hat in diesem Jahr erklärt, dem internationa-
len Vertrag zur Nichtverbreitung von Kernwaffen bei-
treten zu wollen. Über eine mögliche Beteiligung Chi-
nas an der atomaren Aufrüstung anderer Entwick-
lungsländer liegen derzeit keine gesicherten Erkennt-
nisse vor. 

Im übrigen führen wir entsprechend dem Beschluß 
des Deutschen Bundestages vom 30. 10. 1990 nur sol-
che Vorhaben mit der VR China durch, die unmittel-
bar der Bevölkerung bzw. dem Schutz und der Erhal-
tung der Umwelt dienen oder zur Reform der chinesi-
schen Wirtschaft beitragen. 

Anlage 12 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Eduard Lintner auf die Fra-
gen des Abgeordneten Rudolf Bindig (SPD) (Drucksa-
che 12/1513 Fragen 52 und 53): 

Kann die Bundesregierung im Zusammenhang mit der Asyl-
debatte eine Liste mit mindestens fiinf sogenannten Nichtverfol-
gerstaaten nennen, aus denen in größerer Zahl Asylbewerber 
nach Deutschland kommen und in denen es eine politische Ver-
folgung praktisch nicht gibt, und kann die Bundesregierung für 
diese Länder zugleich angeben, wieviel Prozent der Gesamtzahl 
der Asylbewerber im ersten Halbjahr 1991 jeweils aus diesen 
Staaten als Asylbewerber nach Deutschland gekommen sind? 

Kann die Bundesregierung angehen, wenn in Deutschland 
eine Regelung bestiinde, nach der einige sogenannte Nichtver-
folgerstaaten festgelegt worden sind, ob, falls jemand aus einem 
solchen Land in Deutschland vorbringt, daß gerade er doch ver-
folgt sei und ihm bei einer Rückkehr in sein Heimatland Gefahr 
drohe und er dafür einige Argumente vorbringt, dann doch eine 
Einzelfallprüfung nach Artikel 16 GG bzw. der Genfer Flücht-
lingskonvention durchgeführt werden müßte? 

Zu Frage 52: 

Die Bundesregierung hat in der laufenden Asyldis-
kussion stets die Auffassung vertreten, daß eine Liste 
sogenannter Nichtverfolgerstaaten vor dem Hinter-
grund der geltenden Verfassungslage ohne Bedeu-
tung wäre, weil die grundrechtliche Ausgestaltung 
des Asylrechts in der Bundesrepublik Deutschland 
eine individuelle auf den jeweiligen Einzelfall bezo-
gene Prüfung von Asylbegehren gebietet. 

Sie hat deshalb bisher keine Veranlassung gehabt, 
sich über exploratorische Gespräche mit dem 
UNHCR, Innenministern anderer EG-Mitgliedstaaten 
und der EG-Kommission hinaus detailliert mit der 
Frage von Nichtverfolgerstaaten zu befassen. 

Zu Frage 53: 

Wie bereits erläutert, hätte eine solche Regelung 
keinen Einfluß auf die nach geltendem Verfassungs-
recht durchzuführende Einzelfallprüfung. 
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Anlage 13 

Antwort 
des Parl. Staatssekretärs Eduard Lintner auf die Frage 
des Abgeordneten Robert Antretter (SPD) (Drucksa-
che 12/1513 Frage 54): 

Wird die letzte Entscheidung über die Zahl der Zuweisung 
von Asylbewerbern an eine Stadt oder Gemeinde von der Bun-
des- oder der jeweiligen Landesregierung getroffen? 

Nach den Regelungen des Asylverfahrensgesetzes 
erfolgt die Verteilung der Asylbewerber auf die einzel-
nen Bundesländer nach dem in § 22 Abs. 2 AsylVfG 
vorgesehenen Quotenschlüssel durch den Verteilungs-
beauftragten der Bundesregierung, der nach Anhörung 
der Länder das Land bestimmt, in dem sich die Asylbe-
werber aufzuhalten haben (§ 22 Abs. 3 AsylVfG). Die 
Verteilung der zugewiesenen Personen innerhalb des 
jeweiligen Bundeslandes und somit auch die Entschei-
dung über die Zuständigkeit für die Unterbringung, die 
Zahl der aufzunehmenden Personen o. ä. fällt in die 
Zuständigkeit des jeweiligen Bundeslandes. In den 
meisten Ländern ist das diesbezügliche Verfahren 
durch Landesaufnahmegesetze geregelt. 

Anlage 14 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Manfred Carstens auf die 
Frage des Abgeordneten Robert Antretter (SPD) 
(Drucksache 12/1513 Frage 55): 

Sind Informationen zutreffend, denen zufolge die Bundes-
regierung die Schwäbisch Gmünder Hardt-Kaserne und Bis-
marck-Kaserne als mögliche Sammelunterkünfte für Asylbe-
werber vorsieht? 

Die Entscheidung, ob, wann und wo Sammelunter-
künfte für Asylbewerber eingerichtet werden, trifft 
die jeweilige Landesregierung in alleiniger Verant-
wortung. 

Es ist in der Tat richtig, daß der Bund mit der Stadt 
Schwäbisch Gmünd über die Freigabe und Nutzung 
der beiden in Rede stehenden Kasernen verhandelt. 

Der Bund ist bereit, den Teil der von den US-Streit-
kräften freigegebenen Hardt-Kaserne, an dem das 
Land Baden-Württemberg für eine spätere Nutzung 
interessiert ist, ganz oder teilweise zur Einrichtung 
einer Sammelunterkunft für Asylbewerber vorüber-
gehend zur Verfügung zu stellen. 

Die Bismarck-Kaserne kommt für die Einrichtung 
eines Sammellagers für Asylbewerber nicht in Be-
tracht. An einem Teil der Kaserne besteht voraussicht-
lich Bundesbedarf. Davon abgesehen werden bereits 
mit der Stadt konkrete Verhandlungen über einen 
Verkauf für eine bestimmte Nutzung geführt. 

Anlage 15 

Antwort 
des Parl. Staatssekretärs Manfred Carstens auf die 
Fragen des Abgeordneten Dr. Hartmut Soell (SPD) 
(Drucksache 12/1513 Fragen 59 und 60): 

Hat die Bundesregierung Kenntnis von der Zahl der jährlichen 
Flugbewegungen auf dem US-Militärflugplatz Heidelberg-Pfaf-
fengrund zwischen 1986 und 1990 sowie über die Zahl der Flug-
bewegungen in den ersten zehn Monaten des Jahres 1991? 

Sieht die Bundesregierung überhaupt praktische Möglichkei-
ten, die enorme gesundheitsschädigende Lärm- und Abgasbelä-
stigung sowie die beträchtlichen Sicherheitsrisiken der Anwoh-
ner im unmittelbaren und mittelbaren Umfeld des US-Militär-
flugplatzes Heidelberg-Pfaffengrund, dessen Landebahn in nur 
rund 150 Metern Entfernung von Wohngebieten verläuft, zu 
reduzieren, oder stimmt sie der Forderung des Gemeinderates 
der Stadt Heidelberg zu, den US-Militärflugplatz Heidelberg-
Pfaffengrund baldig zu schließen? 

Zu Frage 59: 

Für das Jahr 1990 und die ersten zehn Monate des 
Jahres 1991 liegen der Bundesregierung keine Anga-
ben über die Zahl der Flugbewegungen auf dem ame-
rikanischen Flugplatz Heidelberg-Pfaffengrund vor. 
In den Jahren 1986-1989 wurden durchschnittlich ca. 
30-40 Flugbewegungen pro Tag registriert. 

Zu Frage 60: 

Die Bundesregierung hat die amerikanischen 
Streitkräfte gebeten, die besonders lärmintensive 
Hubschrauberwerkstatt zu verlegen. Die Streitkräfte 
beabsichtigen nach bisherigen Informationen, Lärm-
schutzwände zu errichten, um eine Lärmminderung 
für die angrenzenden Wohngebiete Pfaffengrund und 
Pleikartsförsterhof zu erreichen. Über beide Maßnah-
men haben die Streitkräfte noch nicht abschließend 
entschieden. 

Um die Flugsicherheit zu gewährleisten, sind für 
den Flugplatz eine Kontrollzone und eine Flugver-
kehrskontrolle eingerichtet. Die An- und Abflugstrek-
ken sind so festgelegt, daß bebaute Gebiete gemieden 
werden. 

Die Bundesregierung hat rechtlich keine Möglich-
keit, von den amerikanischen Streitkräften betriebene 
Anlagen zu schließen. 

Anlage 16 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Manfred Carstens auf die 
Frage des Abgeordneten Ludwig Stiegler (SPD) 
(Drucksache 12/1513 Frage 61): 

Wie lange wird es nach der Verabschiedung des Besoldungs-
und Versorgungsanpassungsgesetzes 1991 noch dauern, bis alle 
Beförderungsmöglichkeiten für den mittleren Zolldienst ausge-
schöpft sind, und können die Zollbeamten zumindest damit 
rechnen, bis Weihnachten die ihnen vom Parlament schon seit 
dem Sommer zugedachten Beförderungsstellen zu bekom-
men? 

Das vom Bundestag in zweiter und dritter Lesung 
verabschiedete Bundesbesoldungs- und Versor-
gungsanpassungsgesetz 1991 wird voraussichtlich am 
29. November 1991 vom Bundesrat behandelt wer-
den. Bei Zustimmung des Bundesrates ist mit der Ver-
kündung des Gesetzes im Dezember zu rechnen. 
Nach Verkündung werden die dann zur Verfügung 
stehenden Beförderungsmöglichkeiten unverzüglich 
ausgenutzt werden. 
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